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jeden Werktag nachmittag.

Halle, Mttwoch, den 4. Auguſt 1920

zur Kllegsſchuldfruge guf dem Genfer

Kongreß.

Die „zu ſpät gekommene“ Revolution.
Jn ihrer Denkſchrift an den Kongreß der Jnter-

ationale in Genf hat die deutſche Sozialdemokratie bei
er Frage ihrer Schuld am Ausbruch des Krieges, frei-
tütig erklärt, daß der Krieg wohl ſicher nicht entſtanden
äre, wenn der Umſturz der m der als
polgeerſcheinung des m ſich im November 1918
ollzog, ſchon vor dem Kriege zur Tat geworden
äre. Sie hat dabei als ihr Verſchulden bekannt, daß

ie vielleicht nicht und intenſiv genug dieſen Macht-
imſturz betrieben und die Revolution herbeigeführt hat,
och ehe der deutſche Jmperialismus ſeine Kriegsver-

brechen begehen konnte. Die Internationale hat mit
großer Bereitwilligkeit dieſe Selbſtanſchuldigung
ufgegriffen und ihr in der am Sonntag ausgearbeiteten
Reſolution zur Kriegsſchuld einen hervorragenden Platz
angewieſen. Es heißt da:

Jy weiterer Erwägung deſſen, daß die deutſche
Sozialdemokratie ſelbſt einſieht, daß die deutſche
Revolution zum Unglück der ganzen Welt und be-
ſonders auch des deutſchen Volkes ſelber um 5 Jahre
zu ſpät gekommen iſt, und daß es eine Schuld iſt, deren
die deutſche Sozialdemokratie ſich anklagen muß, ihr
nicht ſchon früher den Weg geebnet zu haben, uſw.

Nach unſerer Ueberzeugung iſt dieſe Anklage von
illen, die gegen unſere Partei erhoben werden können,
die am wenigſten ſtichhaltigſte. Wenn die deutſche Er
lärung in Genf ſie ſelber gen hat, ſo iſt das
unſeres Erachtens nur als Ausfluß übergroßer Ge-
viſſenhaftigkeit zu bewerten. Wie ein Beichtender auch
eine Eventualſünden dem Ohr des Beichtvaters anver-
raut, aus Furcht, irgend etwas zu verſchweigen, und
Selbſtanklagen erhebt in Dingen, wo er ſelber ſich
o weiß, aber irgend ein Dritter eine Sünde er-
blicken könnte, ſo hat die deutſche Sozialdemokratie auch
dieſen Punkt vorgebracht, der freilich in den Anklagen
der Oeffentlichkeit eine Rolle geſpielt hat, aber bei dem
gerade das wirkliche Verſchulden am wrnigue auf ihrer
eite liegt. Unſeres Erachtens hätte die Konferenz dar-

iuf erwidern müſſen: Es iſt zwar ſehr möglich und zeugt
on tiefer Gewiſſenhaftigkeit, daß Jhr Euch hier ſelber
ine Schuld beimeßt, aber wir wollen gerne anerkennen,
S i Schuld nicht an Euch, ſondern in den Tatſachen

Gewiß iſt die Feſtſtellung unanfechtbar, daß eine
iegreiche Revolution des deutſchen Proletariats im
Jahre 1913 den Kriegsausbruch 1914 verhindert hätte.
Praktiſch iſt dieſe Erkenntnis aber nicht mehr wert
als etwa die ren ngg daß die Revolution von 1848
anders ausgelaufen wäre, wenn es damals ein organi-
ſiertes Proletariat gä hätte, oder der Ausruf
Napoleons auf St. Helena beim Anblick eines Dampfers
Hätte ich das gehabt, ſo gäbe es kein England mehr“.

Hat die Vorſtellung, eine deutſche Revolution hätte
dem Weltkrieg zuvorkommen können, denn irgend welche
ſealität Nur Leute können heute darin ſchwelgen,
e jedes Gedächtnis für die Zuſtände und Machtverhält-
niſſe in Deutſchland vor dem Weltkrieg verloren haben.

ir ſpüren heute, lange nach der Revolution, noch auf
chritt und Tritt, wie ungeheuer geſchickt und tief das

ilte Syſtem verankert war. Fünfhundert Jahre hat es
Zeit gehabt, Brandenburg- Preußen mit ſeinen Netzen

Es war verankert in einem raffiniert
wusgeſiebten Offizierkorps und Beamtenſtab, in Klaſſen-
wahlrechten und Herrenhäuſern, in ſeiner Verbinbung

it der Kirche, in der ſeiner Aufſicht unterworfenen
vatriotiſchen Schulerziehung, in einer nach ſeinen Jnter-
ſen richtenden Juſtiz, in einem Syſtem von Aufſichts-

rechten und Bevormundungen, in tauſend Möglichkeiten,
die ihm ergebene Geſinung zu belohnen und auszu-
zeichnen. Ueber die Macht der Generäle, der Landräte,
er Paſtoren, der Richter, über die zehntauſend Mittel
d Mittelchen des alten Syſtems, die Bevölkerung teils

bei guter Laune, teils in ſklaviſcher Ergebenheit zu
jalten, ließen ſich dicke Bände ſchreiben.

Dies alles mit einem großen Schlag beſiegen zu
wollen, wäre vor dem Krieg lächerlicher Wahnſinn
geweſen. Wenn die Sozialdemokratie die Revolution
icht machte, ſo deshalb, weil ſie nicht zu machen war.

Erinnert man ſich nicht mehr, wie Bismarck auf die
Selegenheit lauerte, die Arbeiterbewegung im Blute er
ticken zu könen? Die angeblich verſäumte Revolution
däre ansgeführt nur der vollkommene Triumph
er Re aktion geworden. Uebrigens trifft dieſer
Sorwurf u alle Teile der Sozialdemokratie, auch die
utigen Unabhängigen und Kommuniſten. Es iſt t

ir

edauern, daß vor dem Krieg unſere Kräfte zurß aber auch das iſt
dorwurf, ſondern ein Lob für die Sozialdemokratie,
n Wahnſinn freigehalten zu haben.
nnen
erolution nicht ausgereicht haben,

Nacht mit Hinnicht die Schuld der Leute, die Tag und

e ihrer ganzen Perſönlichkeit für die Sache der Ar-
eiterſchaft gekämpft haben, ſondern der Dumpfen und

Flauen, die nicht aufzurütteln waren.
Die Revolution konte erſt kommen, als das alte

Syſtem durch vierjährigen Krieg ſich ſelbſt ſeiner Stützen
beraubt hatte. Und ſelbſt noch im Januar 1918 erwies
es ſich als ſtärker als die Arbeiterbewegung. Erſt die
vollſtändige militäriſche Niederlage machte es
reif zum Zuſammenbruch.

Die deutſche Arbeiterbewegung war vor dem Kriege
die ſtärkſte aller Länder, aber zur gewaltſamen Revo-
lution viel zu ſchwach. Die Schuld der deutſchen Sozial
demokraten iſt alſo keineswegs größer, ſondern eher ge
ringer als die der engliſchen, franzöſiſchen uſw. Partei-
genoſſen, daß ſie in ihren Ländern nicht vor dem Kriege
die ſoziale Revolution herbeigeführt haben. Eine Revo-
lution als Antwort auf den Kriegsausbruch hätte dieſen
weder verhindert noch zu irgend einem Reſultat geführt.
Das Gegenteil kann heute auch nur der behaupten, der
einfach nicht mehr weiß oder nicht mehr wiſſen will, wie
es vor fünf Jahren in Deutſchland ausſah.

Reviſion des Friedensvertrages guf der Londoner
Konferenz.

London, 3. Aug. Nach einer Meldung der „Times“
aus New York hat Wilſon ſich dahin ausgeſprochen, daß
er zur Konferenz in London einen Vertreter entſenden
werde. Wie von gutunterrichteter Seite, die Wilſon
naheſteht, behauptet werde, ſoll der Präſident der Anſicht
ſein, daß die Konferenz in London zur Revi-
ſion des Friedensvertrages von Ver-ſailles führen werde.

Aufhebung der Kartoffel-3wangswirtſchaft.
WTV. Berlin, 3. Aug. Der Volkswirtſchaftsausſchuß

des Reichstages hat einen vom Zentrum eingebrachten An-
trag, bei der Aufhebung der Zwangswirtſchaft von Kar-
toffeln eine Reichsreſerve von 20 Millionen
Zentnern zu ſchaffen, einſtimmig angenommen. Ein ge
meinſamer Antrag der Deutſchen Volkspartei, der Demo-
kraten, der Vayeriſchen Volkspartei und der Deutſchnatio-
nalen Volkspartei, die Zwangswirtſchaft für Kartoffeln un
verzüglich aufzuheben, wurde mit 16 gegen die 12 Stimmen
der Sozialdemokraten und Unabhängigen angenommen.

Die Transporte der tſchecho-ſlowakiſchen Truppen
von Cuxhaven nach Bodenbach ſind nunmehr beendet. Die
weiteren Transporte werden über Trieſt geleitet und werden
daher Deutſchland nicht mehr berühren.

Die Lage an der ruſſiſch-polniſchen Front.
Warſchau, 3 Aug. (Ceneralſtabsbericht vom 2. Aug.)

An der deutſchen Grenze nördlich Oſtrolenka iſt die Lage un
verändert. Jm Bereich von Nowgorod und Lomſcha haben
die Angriffe des Feindes nachgelaſſen. Unſere regulären
und freiwilligen Truppen griffen hier fern Jnfanterie
und Kavallerie an. Zwiſchen Narew und Bug verläuft
unſere Frontlinie öſtlich Koſſaki-Mazowice-Wuſzonki-Ko-
ſzielne-Giechanowice. Am Bug finden im Bereich von
Mielnik Kampfe ſtatt. Bei Breſt-Litowſk hat der Feind be-
deutende Kräfte aller Waffengattungen geſammelt und greift
die Feſtung und Stadt aß. Die Kämpfe um Brody, die
beiderſeits große Kräfte in Anſpruch nehmen, entwickeln ſich
weiterhin für uns günſtig. Am Sereth harte Kämpfe, die
heftigen Charakter annehmen. Es wurde die Ankunft neuer
feindlicher Abteilungen feſtgeſtellt.

x

Internutiongler 6oziglſtenlongreß.

Das Delegationsrecht.
Der Jnternationgle Sozialiftenkongreß behandelte in ſeiner

Vormittagsſitzung am Montag noch die Frage der Zulaſſung der
einzelnen Delegationen. Namens der Mandatsprüfungskommiſſion
vertrat Morriſon (England) den Standpunkt, daß die anweſenden
franzöſiſchen Delegierten nicht als vollberechtigte Dele-
gierte anerkannt werden können. Die Vertreter Frankreichs
ſeien aus ihrer Partei ausgeſchloſſen worden. Generalſekretär
Huysmans betonte, daß die Frage des Ausſchluſſes einzelner Dele-
gationen von der zweiten Internationale mit weitgehender Duld-
amkeit behandelt werden ſollte. Die franzöſiſchen Delegierten hät
en die Grundſätze der zweiten Jnternationale anerkannt und ſoll

ten deshalb zugelaſſen werden, jedoch müſſe ihr Stimmrecht etwas
beſchränkt werden. Grenier (Frankreich) erklärte, daß die Gruppe,
die er vertrete, vollſtändig auf dem Boden des Sozialismus ſtehe,
und wies darauf hin, daß ſeine Parteigenoſſen zu den Gründern
der Jnternationale gehörten. Präſident Shaw ſchloß ſich der An
ſicht Huysmans an. Bei der Abſtimmung ſprachen ſich fünf Dele
gationen für den Kommiſſionsbeſchluß aus, 7 Delegierte für den
Antrag Huysmans; zwei Delegationen, die deutſche und die ſchwei
zeriſche, enthielten ſich der Abſtimmung. Präſident Shaw inter
pretierie die Abſtimmung in dem Sinne, daß die franzöſiſchen
Delegierten das Recht haben, ſich unbeſchränkt aktiv bei den Be
ratungen zu beteiligen. Dann kam die Frage der Zulaſſung des
Ruſſen Alex Jmsky als Vertreter der Blenaw-Gruppe zur Ver
handlung. Die Kommiſſion empfahl, Alex Jmsky nicht zuzulaſſen,

(Einzelnummer 30 Pfg.
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da er keine genügende Gruppe der ruſſiſchen Sozialiſten vertrete,
Alex Jmsky behauptete, daß er als Sozialiſt von einer halben
Million ruſſiſcher Arbeiter in die zweite Duma gewählt worden
ſei. Er beſtritt nicht, Koltſchak und Denikin unterſtützt zu haben,
und ſogar Wrangel zu unterſtützen, um der Gewaltpolitik der Bol
ſchewiſten ebenfalls Gewalt Der Kongreß be
ſchloß, Alex Jmsky nicht anzuerkennen. Hierauf wurde die nung
auf nachmittags 26 Uhr vertagt.

Stellungnahme zum Völkerbund.
Genf, 3. Aug. Der Kongreß ſetzte heute vormittag ſein

Arbeiten fort. Jn der Beſprechung der von der Kommiſſion ein
gebrachten Reſolution über die Stellungnahme der Junter-
nationale zum Völkerbund tadelte Toelſtra (Hol-
land) vor allem, daß Sowjetrußland vom Völkerbund ausgeſchaltet
ſei und verlangte eine beſondere Beſtimmung, daß nur diejenigen
Nationen zugelaſſen werden, die ihren Verſprechungen nachkommen.
Dieſer Paſſus habe ſich im Jahre 1919 auf Deutſchland bezogen,
jetzt könne er ſich nur auf Rußland beziehen. Stauning
(Dänemark) übte ſcharfe Kritik an dem Vertrag von
Verſailües und dem Völkerbund. Bernſt ein (Deutſchland)
erklärte, daß der Vertrag von Verſailles für die Deutſchen eine
große Enttäuſchung bedeute, weil die Alliierten gegen die deutſche
Republik dieſelbe Stellung einnähmen wie früher gegen das kaiſer
liche Deutſchland. Die deutſche Revolution ſei aber durchaus ernſt
zu nehmen. Durch die Revolution ſei in Deutſchland der politiſche
Schwerpunkt vollſtändig verſchoben worden. Der Vertrag von Ver
ſailles verſetze dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker einen ſehr
ſchweren Schlag. (Lebhafte Zuſtimmung.) Die Verhandlungen
wurden hierauf auf nachmittags vertagt. Jn der Nachmittags
ſitzung wies der Vorſitzende des Deutſchen Bergarbeiterterbandes
auf die außerordentliche Teuerung hin, unter der die Bergleute
leiden hätten, hier könne nur die Entente beſſere Verhältniſf
ſchaffen. Bei der Mandatsprüfung teilte der Präſident mit,
daß England 65, Deutſchland 37, 8 23, S ele

ſtimmberech
TſchechoSlowakei 6, die Vereinigten

ein
ngarn, ien, und Luxemburg je einenkern Zum Schluß Zu

Brief der Vergleute des Saargebietes zur Verleſung, in dem dieſe
die franzöſiſchen Kameraden um ihre Vermittlung bei der franzöſiſchen Regierung bitten, damit laut deutſchem Muſter Ferien

geſetzt werden, welche die franzöſiſche Regierung a lehnt hätte.
Der Hauptgegenſtand der Nachmittagsſitzung ete noch die

Verlegung des internationalen Sekretariats von Brüſſel nach Lon
don, der der Generalſekretär zuſtimmte.

Die Kriegsſchuldfrage erledigt.
Einſtimmige Annahme der neuen Reſolution.

Genf, 3. Auguſt. In der um 2 Uhr 30 be innendenNachmittagsſitzung wurde die Da laſſon ortgeſetzt.

Rubano witſch erklärte namens der So ialrevolu
tionären Gruppe, daß ſeine Partei einzig nach Genf ge
kommen ſei, um ſich zu informieren. Die Ruſſen ſind der
Auffaſſung, daß ſie bei den deutſchen und engliſchen Un
abhängigen wieder Fühlung erhalten müſſen. Die Par-
tei ſpricht ſich gegen jede Unterſtützung einer militäriſchen
Intervention des Auslandes in Rußland aus. Nach
Erledigung der n gab der Präſident die
Stimmenzuteilung auf die im Kongreß vertretenen
Parteien bekannt. Die Verhandlungen wurden hier ab
ebrochen, um der Kommiſſion für die Schuld
rage Gelegenheit zu geben zu einer vollen Eini-
ung zu gelangen.da Wiederaufnahme der Verhandlungen teilte der

Kommiſſions- Berichterſtatter Lafontaine mit, daß
in der Kommiſſion Einſtimmigkeit erzielt worden ſei
über den Text einer von den Deutſchen ausgearbeiteten

Reſolution über die Schuldfrage.
Mit Rückſicht auf dieſe Einſtimmigkeit empfiehlt er, ſich
jeder Diskuſſion zu enthalten und unter
Beifall wurde hierauf die vorgeſchlagene Reſolution ein-
ſtimmig vom Kongreß angenommen. Der Wortlaut
iſt folgender:

Jn Erwägung, daß die deutſche Sozialdemokratie in ihrer
Dentſſchrift ſelbſt erklärt, daß die deutſche Revolution zum rer
Unglück der Welt und ganz beſonders des deutſchen Volkes ſelbſt
um fünf Jahre zu ſpät ausgebrochen iſt, ferner, daß ſie bedauert,
daß ſie im Kriege den Kampf gegen Militarismus und Jmpe-
rialismus nicht mit ausreichendem Erfolg geführt hat, vor allem
hinſichtlich der Leitung der auswärtigen Politik, die der Kon
rolle der Volksvertretung entzogen war, S

in weiterer Erwägung, daß der Vertreter der deutſchen So
ijaldemokratie in der Kommiſſion über die Schuldfrage die nachſtehenden Erklärungen abgegeben hat: „1. Das Bismarckſche

Deutſchland hat, wie ſchon Marx und Engels erkannt haben, den
Weltfrieden auf das ſchwerſte erſchüttert, indem es Elſaß-Loth
ringen im Jahre 1871 mit Gewalt annektiert hat. Für Deutſch
land darf es keine elſaßlothringiſche Frage mehr geben. 2. Das
kaiſerliche Deutſchland hat ein neues Verbrechen gegen das Völker
recht begangen, als es im Jahre 1914 die Neutralität und Un
abhängigkeit Belgiens verletzte und ſich durch die Mißhandlung
der Bevölkerung der beſetzten Gebiete gen die Geſetze der Menſch
lichkeit verging. 3. Das republikaniſche Deutſchland ſelbſt fühlt
ſich verpflichtet zur Wiedergutmachung der Folgen des Angriffes,
die das kaiſerliche Deutſchland ausgelöſt hat, nachdem es das noch
am Vorabend des Konfliktes mögliche Schiedsgericht abgelehnt

hatte,
nimmt der Kongreß dieſe Erklärungen zur Kenntnis und erneuert die Erklärung der alliierten Sehialiſten vom Jahre 1915,

daß das kapitaliſtiſche Syſtem durch die iderleeitun
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einer Jntereſſenpolitik und ſeiner Raffſucht eine der kiefſſten Ur-
ſachen des Krieges iſt, und erklärt gleichzeitig, mit den gleichen
Ausdrücken wie die deutſche Dentkſchrift,

„daß ſein unmittelbarer Anlaß hauptſächlich, wenn auch nicht
cusſchließlich, bei der mit Kopfloſigkeit gepaarten Gewiſſenloſigkeit
er jetzt geſtürzten deutſchen und öſterreichiſchen Machthaber lag“.

Der Kongreß gibt die Urheber der abſcheulichen Schlächterei,
ie Europa und die Welt mit Blut gebadet haben. dem Abſcheu

zer Völker preis und bekräftigt ſeinen feſten Willen, all ſeine
Kräfte der Wiederherſtellung der durch den Krieg zerſtörten Welt
u widmen und von nun an zu kämpfen gegen die kriegeriſchen
Mächte im Geiſte und im Dienſte der Jnternationale.

Zur Verhandlung kommt ſodann die von der Kom
eniſſion ausgearbeitete Reſolution über die Stellung der
Sozialdemokratie zum Völkerbund.

In dieſer Reſolution heißt es u. a.: der Vertrag von
Herſailles und die Verträge, die ihm gefolgt ſind, haben
die Welt in einem Zuſtand der Unſicherheit und Zer-
eiſſenheit gelaſſen, in einen viel beunruhigenderen Zu-
ſtand als der vor dem Weltkrieg 1914 war. Dieſer Zu
ſtand führt zum Weiterbeſtehen und Wachstum des
Militarismus mit allen Gefahren eines Krieges, die
damit zuſfammenhängen. Die Arbeiter haben die Ver-
rnng. die Fehler des Völkerbundes klar zu ſtellenen r r die Anerkennung des
Rechts auf Krieg iſt. Der Völkerbund kann nicht eine
Sicherung des Friedens ſein, wenn er nicht zu inter
nationalen demokratiſchen Organismus wird, zuſam-
menfaſſend alle Völker ohne jede Ausnahme. Der
Völkerbund müſſe die Mittel der Kontrolle und Siche-
cung haben, durch eine internationale Polizei
die allgemeine aller Völker zuLande und zu Waſſer durchzuſetzen. Es r z wünſchen,
die ſeiner Befugniſſe hinſichtlich der Ver
teilung der Rohſtoffe, Transportmittel und nach finan-

ellen Kriegslaſten, die größtenteils zu Laſten derNationen bleiben können, die am meiſten unter der
Laſt des Krieges gelitten haben. Der Völkerbund wird,

verbeſſert und vervollſtändigt, eine natürliche Wir-
27 abgeben für die notwendige Umwandlung

de riedens von Verſailles in einenerechten dauerhaften Frieden. Die gerechte
nwendung der Grundſätze der Wiedergutmachung wird

es ermöglichen, daß den e Europas die Mittel
gegeben werden, ſich im allgemeinen Intereſſe der Welt
wieder zu erholen. Er wird die im Friedensvertrag
feſtgelegten Landesgrenzen durch Grenzen erſetzen, die
den t ausgeſprochenen Wünſchen der
n er t Goxialer internationale Soztaliſtenkongreß fordert daherdie ſozialiſtiſchen Parteien auf, alle ihre Anſt 7
gungen darauf zu richten, ihren Delegierten
in die gegenwärtige Organiſation desVölkerbundes Eingang zu verſchaffen.

Internationgler Bergarheiterlongreß.

Zu der Eröffnungsſitzung des internationalen Bergarbeiter
kongreſſes ſind noch folgende Berichte der Delegierten nachzu
tragen:

Die Belgier, die ſich zu den Satzungsentwürfen der Berarbeiter-Jnternationale äußerten, ſchlugen als Ziele den an
ſtundentag (Ein- und Ausfahrt der Grubenarbeiter einbegriffen),
Mindeſtlohn, um den Arbeitern und ihren Familien eine in
materieller und geiſtiger Hinſicht normale Exiſtenz zu ermöglichen,
und Verſtaatlichung aller Vergwerksbetriebe vor, in deren Ver
waltungsrat zu gleichen Teilen Vertreter der Vergarbeiter, der
Konſumenten und des Staates ſitzen ſollen. Bis zur Verſtaat
lichung der Bergwerke ſollen keine Konzeſſionen an Private er
teilt werden. Mittel zur Verſtaatlichung der Bergwerke ſollen
ſein parlamentariſches Vorgehen, Maſſenkundgebungen und im
Rotfalle Generalſtreik. Die Belgier ſchlugen weiter den Streik
gegen die Nation vor, die einen neuen brudermörderiſchen Krieg
unter den Völkern entfeſſeln würde.

Der Bericht der franzöſiſchen Delegation bean-
tkragt, daß im Jntereſſe der Allgemeinheit die Produltion nach
Möglichkeit geſteigert werden müſſe, ferner gleiche tägliche Arbeits
zeit für alle Vergarbeier der ganzen Welt, und zwar acht Stun
den von der Einfahrt bis zur Wiederankunft über Tag, unter
brochen von einer Pauſe von mindeſtens 30 Minuten. Für gew'ſſe
Arbeiten unter Tage ſoll die Arbeitszeit in außtzerordentlichen
Fällen auf ſechs und ſogar auf vier Stunden verküärzt werden.

Der engliſche Bericht erwartet einen Fortſchritt in
der Lage der Bergwerke und der Vergarheiter nur durch Verſtagt
lichung und Ausſcheidung der privatkapitaliſtichen Vetriebe. Ferner
ſoll den Bergleuten eine Verkürzung der täglichen Arbeitszeit vom
1. Juli 1921 gewährt werden unter der Vorausſetzung, daß die
wirtſchaftlichen Verhältniſſe dies geſtatten. Der Becrſcht der eng
liſchen Beragarbeiter ſtellt ſodann feſt, daß die Zahl de: Gewerk
ſchaftsmitglieder größer denn je ſei und daß ſie vorausſichtlich im
Laufe die 5 Jahres eine Million erreichen werde.

Die deutſchen Bergarbeiter weiſen in ihrem Bericht darauf hin, daß die Vergarbeiterinternationale ſich vor dem
Kriege mit der Abwendung der Ueberproduktion zu befaſſen hatte,

Romeo und Juhg auf dem Dotfe.

Erzählung von Gottfried Keller.
(10. Fortſetzung.
Obgleich es kaum eine Viertelſtunde währte, bis Vren

chen nachkam, und er an nichts anderes dachte, als an
ſein Glück und deſſen Namen, ſtand es doch plötzlich und
unverhofft vor ihm, auf ihn niederlächelnd, und froh er
ſchreckt ſprang er auf. „Vreeli!“ rief er, und dieſes gab
ihm ſtill lächelnd beide Hände, und Hand in Hand gingen
ſie nun das flüſternde Korn entlang bis gegen den Fluß
hinunter und wieder zurück, ohne viel zu reden; ſie legten
wei oder dreimal den Hin und Herweg zurück, ſtill, glück-
ſelig und ruhig, ſo daß dieſes einige Paar nun auch einem
Sternbilde glich, welches über die ſonnige Rundung der
Anhöhe und hinter derſelben niederging, wie einſt die ſicher-
gehenden Pflugzüge ihrer Väter. Als ſie aber einmal die
Augen von den blauen Kornblumen aufſchlugen, an denen
ſie gehaftet, ſahen ſie plötzlich einen anderen dunklen Stern
vor ſich hergehen, einen ſchwärzlichen Kerl, von dem ſie
nicht wußten woher er ſo unverſehens gekommen. Er mußte
im Korne gelegen haben. Vrenchen zuckte zuſammen, und
Sali ſagte erſchreckt: „Der ſchwarze Geiger!“ In der Tat
trug der Kerl, der vor ihnen herſtrich, eine Geige mit dem
Bogen unter dem Arm und ſah übrigens ſchwarz genug
aus; neben einem ſchwarzen Filzhütchen und einem ſchwar-
zen rußigen Kittel, den er trug, war auch ſein Haar pech
ſchwarz, ſowie der ungeſchorene Bart, das Geſicht und die
Hände aber ebenfalls geſchwärzt; denn er trieb allerlei Hand-
werk, meiſtenteils Keſſelflicken, half auch den Kohlenbrennern
und Pechſiedern in den Wäildern und ging mit der Geige

freut mich zu ſehen, wie gut ihr gefahren ſeid, und werde
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während heute
ordnung ſtehe. Die deutſchen Bergarbeiter haben für die Unter
Tag Arbeit die Sechsſtundenſchicht gefordert, was die Regierung
mit dem Hinweis auf die große Kohlennot als unannehmbar be
zeichnet und abgelehnt e, fordern aber, daß die techniſchenVorarbeiten ſür die aber getroffen werden. Ferner
ſoll ſich die dentſche Regierung mit den Regierungen der anderen
Staaten verſtändigen über die internationale Einführung der
Sechsſtundenſchicht. Der Bericht der deutſchen BVergarbeiter ſtellt
zum Schluß feſt, daß die gewerkſchaftliche Organiſation der Berg-
arbeiter Deutſchlands außerordentliche Fortſchritte mache, und daß
die Mitgliederzahl von 101 965 im Jahre 1914 und 46 540 im Jahre
1916 auf 436 527 im Dezember 1919 gewachſen ſei.

Sozigliſierung und Nationaliſierung der Bergwerke.
Genf, 3. Aug. Bartuil (Frankreich) erklärte u. a., wenn

die Bergaröeiter geſchloſſen vorgehen, ſtellen ſie heute die ſtärkſte
wirtſchaftliche Macht der Welt dar. (Beifall.)
ziger (Oeſterreich) erklärte ſich ebenfalls für die Sozia iſie
rung. Die Verhandlungen werden hierauf auf den Nachmittag
vertagt. Jn der Nachmittagsſitzung erklärte der amerikaniſche
Delegierte Avage ſich gegen die Sozialiſierung, da
die Amerikaner während des Krieges ſchlechte Erfahrung in dieſer
Beziehung gemacht hätten. Lombard (Belgien) betonte,
mit der Forderung auf Sozialiſierung erklärt werden müſſe, da
die Bergwerke nur gegen eine r die bisherigen Be
ſitzer in den Veſitz der Allgemeinheit überge könnten. Präſident
Sachſe ſchlägt vor, eine Abſtimmung darüber vorzunehmen, daß der
Kongreß Rationaliſierung oder Sozialiſierung der ver
langt. Vartuil (Frankreich) ſagte, wenn innerhalb einer be
ſtimmten Friſt die Nationaliſierung oder Sozialiſierung nicht
reicht wäre, ſo müſſe das internationale Komitee eine einhei
liche Aktion anordnen. Der engliſche Delegierte Smill
iſt dagegen und der deutſche Delegierte Hue vertritt einen
lichen Standpunkt. Schließlich nahm man einſtimmig die von
engliſchen Delegation vorgeſchlagene Reſolution an; der Kongreß
heſchließt, daß alle Länder endgültig für die Nationaliſſerung oder
Sozioliſierung der Bergwerke eintreten, ebenſo für die Beſeitigung
der kapitaliſtiſchen und Beſitzerrechte und die Durchführung der
Kontrolle und der Verwaltung der Bergbauinduſtrie durch Ver
treter der Staaten der beteiligten Arbeiter und der Konſumenten-

le Lage in zittau.
Seit Sonnabend iſt Zittau Schauplatz ernſter Un-

ruhen und blutiger Zuſammenſtöße zwiſchen Arbeitern
und der bewaffneten Macht. Grund der Erregung in der
Arbeiterſchaft ſollen die hohen L. bensmittelpreiſe ſein.
Nach den bisher vorliegenden Meldungen ſcheint feſtzu-
ſtehen, daß die Demonſtranten Opfer von Spitzeln ge
worden ſind, die zuſammen mit zweifelhaften Kommu-
niſten einen Generalſtreik beabſichtigten. Es wurden
verſchiedene Forderungen geſtellt: Abdankung der ſächſi
ſchen Regierung, Einſetzung der Räteherrſchaft uſm., bis
u deren Einlöſung der Generalſtreik dauern ſoll. Wie
ie „L. Volksztg.“ mitzuteilen weiß, hat in dem gebilde-

ten Fünfzehnerausſchuß ein Kommuniſt Frenzel die
Führung. Ein unſauberes Subjekt, der bei der Er-
mordung unſeres Genoſſen Kriegsminiſter Neuring
durch irreführende, aufreizende Reden der Haupttäter
war. Frenzel iſt überall dort zu treffen, wo Unruhen
entſtehen. Man kann danach bewerten, wohin die
Arbeiterſchaft Zittaus geführt werden ſoll. Ob das
Gewerkſchaftskartell mit dem Gencralſtreik der Arbeiter
wie mit den übrigen Aktionen einverſtanden iſt, kann
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aus den widerſprechenden Nachrichten nicht klar erſehen
werden. Doch wie dem auch ſei: ein Wahnſinn iſt es,
Forderungen zu ſtellen, die ſelbſt nach Meinung der
radikalen Preſſe niemals Ausſicht auf Verwirklichung
finden können. So ſchreibt die „Rote Fahne“, das Zen-
tralorgan der K. P. D.

„Wir wiſſen nicht, was in Zittau in Wahrheit vor-
gefallen iſt, wohl aber wiſſen wir, daß die deutſche
Arbeiterſchaft in anderthalb Jahren Revolutions-
erfahrung es gelernt hat, daß man nicht in einem
iſolierten Orte durch einen Handſtreich
die Rätediktatur errichten kann.“

Die „Freiheit“ nennt die Vorgänge in Zittau „Räte-
ſchwindel“. Das „Volksblatt“ in Halle aber läßt der
Nachricht von dem Belagerungszuſtand über Zittau
ſolgenden Schwanz folgen:

„Nun werden bald die Maſchinengewehre der Sol-
daten rattern! Bisher hat ſich alles ohne Blutver-
gießen vollzogen. Nur die Reichswehr hat am Freitag
einige Lebensmitteldemonſtranten niedergeknallt, was
den Anlaß zu dem ganzen Reigen gab. Das Volk ſieht
hier wieder einmal, wer die Bluttaten begeht!“

Demnach iſt das „Volksblatt“ der naiven n
daß der „Rät ſchwindel“ zu Recht beſteht und das bei-
leibe nichts gegen die Rätebeglücker vder Spitzel unter-
nommen wexden darf. Wir wollen hoffen, daß die
Arbeiterſchaft in Zittau ſoviel Selbſtbeſinnung auf-
bringt, um von dem Frenzel und Konſorten weit abzu-
rücken. Gegen die Macher der unſinnigen Putſche, die

er mm-m

luſtig waren und ein Feſt feierten.
Sali und Vrenchen gingen mäuschenſtill hinter ihm drein

und dachten, er würde vom Felde gehen und verſchwinden,
vhne ſich umzuſehen, und ſo ſchien es auch zu ſein, denn er
tat, als ob er nichts von ihnen merkte. Dazu waren ſie in
einem ſeltſamen Bann, daß ſie nicht wagten, den ſchmalen
Pfad zu verlafſen, und dem unheimlichen Geſellen unwillkür-
lich folgten, bis an das Ende des Feldes, wo jener ungerechte
Steinhaufen lag, der das immer noch ſtreitige Ackerzipfel-
chen bedeckte. Eine zahlloſe Menge von Mohnblumen oder
Klatſchroſen hatte ſich darauf angeſiedelt, weshalb der kleine
Berg feuerrot ausſah zurzeit. Plötzlich ſprang der ſchwarze
Geiger mit einem Satze auf die rotbekleidete Steinmaſſe
hinauf, kehrte ſich und ſah ringsum. Das Pärchen blieb ſtehen
und ſah verlegen zu dem dunklen Burſchen hinauf; denn vor-
bei konnten ſie nicht gehen, weil der Weg in das Dorf führte,
und umkehren mochten ſie auch nicht vor ſeinen Augen. Er
ſah ſie ſcharf an und rief: „Jch kenne euch, ihr ſeid die Kin-
der derer, die mir den Boden hier geſtohlen haben! Es

gewiß noch erleben, daß ihr vor mir den Weg alles Fleiſches
geht! Seht mich nur an, ihr zwei Spatzen! Gefällt euch
meine Naſe, wie?“ Jn der Tat beſaß er eine ſchreckbare
Naſe, welche wie ein großes Winkelmaß aus dem dürren
ſchwarzen Geſicht ragte, oder eigentlich mehr einem tüch-
tigen Knebel oder Prügel glich, welcher in dies Geſicht ge
worfen worden war, und unter dem ein kleines rundes
Löchelchen von einem Munde ſich ſeltſam ſtutzte und zuſammen
zog, aus dem er unaufhörlich puſtete, pfiff und ziſchte. Da-
zu ſtand das kleine Filzhütchen ganz unheimlich, welches

v

vie Veſeitigung der Kohlennot auf der Tages ſ immer wieder nur die Ardelker am Narrenſen u
führen, muß aber rückſichtslos vorgegangen werden.

Zittan, 3. Ang. Die Eiſenbahner haben heute
morgen die Arbeit niedergelegt. Der Zugver-
kehr ruht. Die Züge von Dresden nach Zittan verkehren
nur bis Nieder-Oderwitz.

WTB. Berlin, 3. Aug. Zur Lage in Zettau melden
die Mittagsblätter u. Der Oberbürgermeiſter von Zittan,
der nach Dresden gefahren war, wird mit den Vortruppen
der Reichswehr heute in Zittau et, um die nor,
male Lage wiederherzuſtellen. Der 15er Ausſchuß, der ſich
die Volizeigewalt angemaßt hat, herrſcht immer noch. Er
beſteht aus drei Spartakiſten, zwei Kommuniſten zwei Mehr
heitsſorialiſten als Vertreter des Gewerkſchaftskartells, drei
Unabhängigen und fünf in den Betrieben Gewählten, die
den Linksradikalen angehören. Da die großen Ueberland-
zentralen weiter ſtill liegen, ſind mehrere Hundert Fabriken
und Werkſtätten zum Feiern Die Stimmung
der einſichtigen Arbeiterſchaft iſt unbedingt gegen Terror

und Streik.
Noch immer ohne Licht und Kraft. Die Nachricht, daß

ſich das Gewerkſchaftskartell in ſeiner Geſamtheit am Gene
ralſtreik beteilige und die Forderungen der Ausſtändigen
unterſtütze, beſtätigt ſich nicht. Der 15er Ausſchuß ſetzt ſig
lediglich aus Unabhängigen und Kommuniſten zuſammen
Die Stadt iſt auch heute ohne Licht und Kraft. Die Zeitungen
erſcheinen nicht.

Abflauen des Generalſtreiks.
gittan, 4. Aug. Wie die Blätter aus Zittau melden, iſt der

dortige Generalſtreik im Abflauen begriffen. Die Zeitungen kön-
nen wieder erſcheinen. Das Kraftwerk iſt bereits weder in Be
trieb; auch iſt der Bahnverkehr zum Teil wieder aufgenommen.

das Entwaffuungsgeſetz,
über deſfen Annahme' im Ausſchuß des Reichstages wir
eſtern berichteten, hat zu ernſtem Bedenken in unſererPartei Anlaß gegeben. Die Gefahr, daß das Geſetz in

reaktionären Sinne ausgelegt wird und e Ausnahme
beſtimmungen gegen ein Teil des Volkes beſtehen, iſt groß
Von unſerem Genoſſen Lübbring ſind bei den Verhand
lungen des Entwurfes vor dem Plenum dieſe Einwände in
rechte Licht gerückt worden. Wir ſind vollkommen davon
überzeugt, daß ſich in den Händen reaktionärer Element
noch zahlreiche Waffen befinden, wie es wohl auch nicht z
beſtreiten iſt, daß in einzelnen Teilen Deutſchlands aus
bei den linksradikalen Parteiangehörigen vom Kapp-Putſt
her mancher Schießprügel verborgen liegt. Ob die Schätzung
des Generalſtabschef von Seeckt, die er in Spa übergebe,
hat und die ſich auf 1.9 Millionen Gewehre, 8400 Maſchinen
ewehre und 4000 Minenwerfer, welche ſich noch in der

Händen der Zivilbevölkerung befinden ſollen, beläuft, richt
iſt, kann allerdings ſchwer nachgeprüft werden.

Nach dem Geſetz ſoll nun mit der Eintreibung de
Waffen ein Reichskommiſſar betraut werden, dem nahe
diktatoriſche Befugniſſe zugeſtanden werden. Er ſoll da
Recht bekommen, Durchſuchungen und S
auch außerhalb der Beſtimmungen der Strafprozeßordnun
anzuordnen, ja ſelbſt das Brief, Poſt, Telegraphen un
Fernſprechgeheimnis aufzuheben, und eine ſcharfe Kor
trolle des geſamten Verkehrs bis zum Luftverkehr anzu
ordnen. Zur Durchführung ſeiner Aufgabe ſollen ihm di
Sicherheitswehr und die Reichs wehr zur Ver
fügung ſtehen und ſämtliche Behörden des Reiches, de
Länder und Selbſtverwaltungskörper haben ſeinen Anord
nungen unbedingt Folge zu leiſten. Es ſoll ihm ein Kredit
von 300 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt werden
aus dem auch Belohnungen ausgeſetzt werden können. S
leuchtet ohne Weiteres ein, daß bei der h T
Geſetzes ſehr viel davon abhängen wird, auf welche Perſ
als Reichskommiſſar die Wahl des Reichspräſidenten fall
wird. Bei dieſer ungeheuren Vollmacht die ihm zu ver
leihen geplant iſt, iſt es nur allzu leicht erklärlich, daß di
ſchwerſten Bedenken gegen dieſes Geſetz aufſteig
Die Arbeiterſchaft hat allzu ſchlechte Erfahrungen hinter ſie
zumal ſeit den Kapp-Tagen, wie Geſetze dieſer Art gehand
habt werden. An den Arbeitern werden die Beſtimmung
ſolcher Geſetze in der ſchärfſten Weiſe durchgeführt und jed
ſelbſt die geringſte Verfehlung in der rückſichtsloſeſten Weißt
geahndet. Die Sünder und Verbrecher auf der Rechte
mögen noch ſo viel auf dem Kerbholz haben, ſie läßt mar
immer wieder den Maſchen des Geſetzes entſchlüpfen.
brauchen nur an die gegenſätzliche Behandlung im Ruhr
gebiet und in Pommern zu erinnern. War das aber ſche
unter der früheren Regierung möglich, in der unſere 6e
noſſen ſaßen, ſo iſt jetzt doppelte Vorſicht geboten.

DeutſchHannoveraner und Deutſche Volkspartei. Wie met
reren Blättern zufolge in parlamentariſchen Kreiſen verlautet
haben ſich die fünf Mitglieder der deutſch-hannoverſchen Part
im Reichstage mit der Deutſchen Volkspartei in Verbindung e

nur auf einer guten Schick aus, wenn die Bauern irgendwo J daß es alle Augenblicke ſeine Geſtalt zu verändern ſchie

nicht rund und nicht eckig und ſo ſonderlich geformt war, Steine,

ſet, um einen Zuſammenſchluß mit ihnen zu bewirken.

obgleich es unbeweglich ſaß, und von den Augen des Ker
war faſt nichts als das Weiße zu ſehen, da die Sterne un
aufhörlich auf einer blitzſchnellen Wanderung begriffen ware
und wie zwei Haſen im Zickzack herumſprangen. „Seht mi
nur an,“ fuhr er fort, „eure Väter kennen mich wohl, un
jedermann in dieſem Dorfe weiß, wer ich bin, wenn er nu
meine Naſe anſieht. Da haben ſie vor Jahren ausgeſchrie
daß ein Stück Geld für den Erben dieſes Ackers beres
liege: ich habe mich zwanzigmal gemeldet, aber ich habe keine
Taufſchein und keinen Heimatſchein, und meine Freund
die Heimatloſen, die meine Geburt geſehen, haben kein gi

itges Zeugnis, und ſo iſt die Friſt längſt verlaufen, und
bin um den blutigen Pfennig gekommen, mit dem ich hät
auswandern können! Jch habe eure Väter angefleht, daß
mir bezeugen möchten, ſie müßten mich nach ihrem Gewiſſe
für den rechten Erben halten; aber ſie haben mich von ihre
Höfen gejagt, und nun ſind ſie ſelbſt zum Teufel gegangen
Jtem, das iſt der Welt Lauf, mir kann's recht ſein, ich wil
euch doch geigen, wenn ihr tanzen wollt!“ Damit ſprau
er auf der anderen Seite von den Steinen hinunter un
machte ſich dem Dorfe zu, wo gegen Abend der Ernteſege
eingebracht wurde und die Leute guter Dinge waren. A
er verſchwunden, ließ ſich das Paar ganz mutlos und betri
auf die Steine nieder; ſie ließen ihre verſchlungenen Händ
fahren und ſtützten die traurigen Köpfe darauf; denn die
ſcheinung des Geigers und ſeine Worte hatten ſie aus

Vergeſſenheit geriſſen, in welcher ſie wie
inder auf und ab ndelt, und wie ſie nun auf de

harten Grund ihres Elends ſaßen, verdunkelte ſich das he
tere Lebenslicht, und ihre Gemüter wurden ſo ſchwer

(Kortjetzung jfolat)
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Aeuſcher Reichstag.

17. Sitzung. Dienstag, 3. Auguſt, 10 Uhr vormittags

der Beantwortung von Anfrage idie Rteben mit, daß die Berliner r t t
weh r aufgelöſt ſei. Die Waffen ſind der Sicherheitübergeben, Teil befinden ſie ſich noch in de Bangralzet
einzelnen Mitglieder. Selbſtverſtändlich wird die Ein
ziehung durch das Reich erfolgen, ſobald es duwaffgunge re dazu rer v das Ent

gung der Paßgebühraus Holland nach Deutſchland wirr in net
ge

Auf Anfrage des Abg. Brandes (Soz.) wezehung von Montagezulagen b r t
zurch das Finanzamt Hannover erwidert

Geheimrat Kuhn, daß nach den neuen Beſtimmungen
äber den Steuerabzug die Montagezulagen wie alle
Entſchädigungen für Dienſtaufwendüngen dem Steuer
abzug nicht unterworfen ſeien, unbeſchadet der Ab-
rechnung bei der endgültigen Veranlagung zur Einkommen-
ſteuer.

Präſident Loebe bittet die Mitglieder, darauf einzurichten, daß die Beratungen des Rache e u in nd
morgen noch nicht zu Ende gehen.

Das Geſetz zur Einführung der Beſtimmungen des Frie
densvertrages über gemiſchte Schiedsgerichtshöfe und die
KVollſtreckung aus ländiſcher Urteile wird end-
zärtie angenommen.

s folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurfs zur
Aenderung der Verordnung über Lohnpfändung.

Der Entwurf verdoppelt in Hinſicht auf die Verteue-
ung der Lebensbedürfniſſe die der Pfändung nicht unter
worfenen Einkommensſätze. Die Pfändungsgrenze wird da
nach für Verheiratete bei 5000 Mk., für Ledige bei 4000 Mk.
gezogen.

bg. Kaiſer e beantragt, die Grenze auf 7500bezw. do vie heraufzuſetzen. s

Staatsſekretär Joel widerſpricht dem Antrage, da außer
den 5000 bezw. 4000 Mk. noch weitere Einkommensteile bis
zu ſechs Zehntel freibleiben, wenn Kinder oder unter-
ſtütungsbedürftige Verwandten zu berückſichtigen ſind.
In der zweiten Leſung wird der Antrag im Wegeder Ueberzählung mit 171 gegen 126 Stimmen abgelehnt
und der Entwurf darauf unverändert angenommen,
ebenſo in der dritten Leſung und in der Geſamt-
abſtimmung.

Ohne Erörterung wird der Entwurf zur Enteignung
von Grundeigentum und betreffend die Beitragsleiſtung zur
Reckar-Main- und DonauKanaliſierung endgültig ange-
nommen.

Abg. Lübbring (Soz.): Regierung und Reichstag ſtehen
bei dieſem Geſetz unter dem Diktat der Entente. Es iſt im
Intereſſe des Landes, wenn das Geſetz bald erledigt wird.
Wir wollen daran praktiſch mitarbeiten, müſſen aber die Ge
währ haben, daß das Geſetz unter keinen Umſtänden zu
einem Ausnahmegefetze gegen die Arbeiterklaſſe wird. (Sehr
richtig! links.) Jch bin der feſten Ueberzeugung, daß es des-
wegen zu keinem Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter führen
kann, weil die Arbeiterklaſſe wenig oder keine Waffen hat,
wie ich von Pſtpreußen aus eigener Erfahrung beweiſen
kann. Aber Tatſache iſt, daß die Gegenrevolutionäre
bis an die Zähne bewaffnet ſind. Alle die Märchen von ſich
bildenden roten Armeen haben ihren Endzweck darin, die
Aufmerkſamkeit von ſich auf andere zu lenken. (Sehr richtig!)
Die verfaſſungsuntreuen Elemente lauern nur auf die Ge-
legenheit, von Oſtpreußen aus den Kreuzzug gegen die
Republik beginnen zu können. Widerſpruch und Zurufe
rechts.) Wenn die Märztage in Oſtpreußen ſo ruhig verlaufen
ſind, ſo iſt es deshalb, weil die Arbeiterſchaft nicht im Be
ſiz von Waffen war. (Widerſpruch.) Auch im anderen Teil
Deutſchlands iſt dies der Fall, und der Widerſtand der
Rechten gegen das Entwaffnungsgeſetz iſt darum durchaus
verſtändlich. (Sehr richtig?) Wenn das Geſetz ſeinen Zweck
erreichen ſoll, dann iſt es dringende Notwendigkeit, auch
die Einwohnerwehr zu entwaffnen, gleichgültig,
unter welcher Maske ſie auftritt. Nur unter dieſer Voraus-
ſetzung können wir dem Geſetz zuſtimmen. (Sehr richtig!)
Nur wenn dieſe Entwaffnung durchgeführt wird, wird die
Arbeiterſchaft mit dieſem Geſetz einverſtanden ſein. Jn
unſerm Antrag haben wir ausdrücklich betont, daß nur die
Reichswehr und die Berufspolizei im Beſitz von Waffen ſein
darf. Die Faſſung der Koalitionsparteien überläßt es dem
Entwaffnungskommiſſar, auch die Einwohnerwehr im Be-
ſißz von Waffen zu belaſſen. Das darf, wie ſchon hervor-
gehoben, unter keinen Umſtänden der Fall ſein. Die Regie-
rung muß auch endlich energiſch auftreten gegen die eigen
mächtigen Handlungen der Wehrkreiskommandos, damit es
nicht vorkommt, daß z. B. die Reichswehrbrigade Daſſel die
Kriegervereine mit Gewehren alten Modells verſieht. (Leb-
hafter Beifall links.)

Abg. Dr. Roſenfeld (U. S.): Die Regierung kann ſich
für das Geſetz nicht auf die Abmachungen von Spa berufen.

Es genügt danach eine Bekanntmachung. worin die Regie-
rung die unverzügliche Ablieferung der Waffen fordert und
gegen Verſtöße wirkſame Strafen androht. Das Geſetz iſt
lediglich gegen die Arbeiter gerichtet.

Miniſter Koch: Wir wollen durch das Geſetz dahin
wirken, daß nicht mehr ein Teil des Volkes
e Kfh den anderen bewaffnet vorgehen kann. Es
iſt Pflicht der Reichsregierung, die Waffen da zu holen, wo
ſe ſie findet. Dieſes Geſetz vermeidet es, daß wir auf Grund
des Ausnahmezuſtandes vorgehen, der viel größere Beſchrän
kungen der perſönlichen Freiheit zur Folge hätte. Der An-
trag Lübbring iſt für die Regierung unannehmbar.

Abg. Hofmann Ludwigshafen (Ztr.): Die Regierung
muß das Geſetz ſtraff durchführen, denn ſie trägt die Verant
W gegenüber der Entente. Möge das deutſche Volk
die Waffen des Geiſtes benutzen, um ſich wieder den gebüh-
renden Platz unter den Kulturvölkern zu ſichern.Abg. v. Gallwitz (Dn.): Wir haben trotz ſchwerer Be
denken uns mit den meiſten Punkten der Vorlage einver-
kanden erklärt. Die Beſtimmung, daß der Reichskommiſſar
berechtigt ſei, das Brief-, Poſt, Telegraphen- und Fern-
prech-Geheimnis aufzuheben, lehnen wir ab, ebenſo die Vor

rift, daß er die Abgabe eidesſtattlicher Verpflichtungen
über den Beſitz oder Verbleib von Waffen verlangen darf.

Abg. Dr. Curtius (D. Vpt.) empfiehlt den Antrag r
Koalitionsparteien, der dem Reichskommiſſar einen paria-
mentariſchen Beirat beigibt, deſſen Einverſtändnis zu allen
grundſegenden Ausführungsbeſtimmungen einzuholen iſt.

Köln m.]: Das Geſetz entſpringt der
Rotwendigteit, deshalb t es erwünſcht, daß es eine er
lichſt breite parlamentariſche Baſis bekommt. Dem Antrag
Lübbring iſt der Antrag der Koalitionsparteien vorzuziehen,der Reiberommilar wülitäellge undjeltletzt. welche
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V. Frau Zetkin (Komm.): Das Geſetz wird hier mit

erdrger re z u ſollte heißenederhaltung de 4Abg. Lepinski (U. e. d rotetariacs
Die Unruhen in Zittau

haben in der ungeheuren Lebensmittelteuerung
ihren Grund. Aufreizend wirkt das Verhalten der Händler,
von denen einer den Arbeitern zurief: Wenn Euch unſere
Waren zu teuer ſind. dann freßt Sägeſpäne!“

Miniſter Koch: Jn Zittau hat die Menge die Entwaff-
nung der Sicherheitspolizei verlangt, und als dieſer Auf-
ſorderung nicht entſprochen wurde, die öffentliche Gewalt an
ſich geriſſen. Es t feſtgeſtellt, daß die Menge
erhebliche Waffenbeſtände beſaß. Die Reichs
regierung hat mit der Sache nichts zu tun. Sie hat zu demſächſiſchen Miniſterpräſidenten das Vertrauen, a er ſolche

unerhörten Zuſtände nicht dulden wird. Wegen der Ent-
wafßaung reden Sie ſich unnötig in Nervoſität hinein. Sie
legen dem Gegner die Löwenhaut um, ohne daß ein Anlaß
dazu vorliegt. Die Entwaffnung wird für alle
Teile der Bevölkerung von Rutzen ſein.Abg. Sauerbrey (U. S.) ſieht in der Vorlage lediglich
einen reaktionären Verſuch zur Erhaltung der kapitaliſtiſchen
Geſellſchaftsordnung.

Abg. Remmel (U. S.) wendet ſich gegen die Deutſche
Volkspartei, von deren Vertretern offen zugegeben wurde,
daß das Geſetz ſich gegen den inneren Feind richten ſolle.
Die Vorlage ſei nichts weiter als ein Geſetz gegen den weißen
Terror in Deutſchland.

Jn der Einzelberatun werden eine Reihe vonParagraphen unter Ablehnung e
der Aenderungsvorſchläge

angenommen. Annahme findet jedoch der Koalitionsantrag,
wonach der Reichskommiſſar feſtſetzt, welche militäriſchen und
politiſchen Organiſationen von der Ablieferungspflicht aus
genommen ſind. Die anderen erwähnten Anträge der Koali-
tionsvarteien werden ebenfalls angenommen.

Der Antrag betreffend die Wahrung des Briefe-,
Poſt-, Telegraphen- und Fernſprechgeheim-
niſſes findegg einſtimmig Annahme.

Der 89 betreffend die Befugnis des Reichs-
kommiſſars zur Durchführung ſeiner Aufgaben, Organi-
ſationen zu ſchaffen und die Abgabe eidesſtattlicher Verſiche
rungen zu verlangen, wird geſtrichen. Der Reſt des Ge-
ſetzes bleibt im weſentlichen unverändert.

Es folgt die
dritte Leſung des Nothaushalts.

Abg. Dr. Helfferich (Dn.): Wir haben im Ausſchuß
unſere ſchweren Bedenken gegen die jetzige Wirtſchaftspolitik
zum Ausdruck gebracht. Mit Rückſicht auf die Geſchäftslage
werden wir im Plenum darauf erſt bei Beratung des Haupt-
etats zurückkommen.

Miniſter des Jnnern Koch teilt mit, es werde daran
feſtgehalten, daß in Deutſchland nur ſolche aus dem Aus-
land hereinkommende Perſonen Unterkunft finden, die auf
geordnetem Wege mit einem Paß verſehen herein kommen.
Alle anderen müſſen interniert oder abgeſchoben werden.
Der Miniſter geht dann auf die Reichsſchulkonfe-
ren z ein. Sehr wünſchenswert wäre es, wenn wir als
Gegenſtück zum Reichswirtſchaftsrat auch einen Reichskultur-
rat bekämen.

Abg. Dr. Mumm (Dn.) bittet den Miniſter, im Sinne
der bereits gefaßten Entſchließung des Hauſes den Zuzug
fremdſtämmiger Elemente abzuwehren. Jn Berlin ſind mehr
als 40 000 Oſtjuden eingewandert, vielfach mit gefälſchten
Päſſen. Von den 500 bis 600 Lebensmittelſchiebern in Neu
kölln ſind neun Zehntel Juden. Das Berliner Tageblatt“
ſagt, daß es Galizier und Ruſſen ſeien. Dieſe Einwanderer
werden, wenn ſie ſpäter nach Amerika oder England weiter
wandern, die Hauptförderer des deutſchen Haſſes.

Abg. Korell (Dem.): Unſere Zuſtimmung zu der Ent-
ſchließkung hat nichts mit Raſſen- und Klaſſenhaß zu tun.
Die Abwehr der Maſſeneinwanderung ergibt ſich lediglich
aus der fetzieen Notlage des eigenen Volkes. Auch gute
deutſche jüdiſche Kreiſe empfinden dieſe Einwanderung als
Laſt. 75 Proz. aller verhafteten Gold und Silberſchieber
gehören zu dieſen Einwanderern.

Die Abgg. Roſenfeld und Löwenſtein (U. S.) bekunden
ihre ahweichende Auffaſſung.

Abg. Runkel (D. Vpt.) empfiehlt die Herausgabe einer
Denkſchrift über die Abſichten bezüglich der Schulgeſetzgebung
und die Begründung eines Reichsſchulamtes.

Abg. Frau Dr. Lüders (Dem.) wendet ſich gegen den
Schulſtreikunfug, zu dem die Kinder jetzt von un
beſonnenen Eltern des öfteren angereizt werden.

Abg. Dr. Breitſcheid (U. S.): Es iſt bezeichnend, daß ge
rade heute Herr Mumm eine Hakenkreuz-Rede hielt, an
demſelben Tage. an dem ein fremdſtaatlicher Mann an die
Spitze des Deutſchnationalen mecklenburgiſchen Miniſteriums
getreten iſt. Die Entſchließung richtet ſich ganz einſeitig
gegen jüdiſche Einwanderer. Wir fordern die Aufnahme
einer objektiven Statiſtik über die geſamte Ein und Aus-
wanderung.

Abg. Rheinländer (Ztr.): Wir wünſchen kein Reichs-
ſchulamt, weil die Länder die Schulhoheit behalten müſſen.

Die Beratung wird abgebrochen. Jn Beantwortung
einer Anfrage erklärt die Regierung. daß zu militäriſchen
Beihilfen für heimgekehrte Kriegsgefangene bisher 150 Mil-
lionen Mark ausgegeben ſeien. Die Frage der Gewährung
ſteuerlicher Erleichterungen wurde erwogen.

Mittwoch 1 Uhr Fortſetzung der Haushaltberatungen.
Interpellation über Arbeitsloſigkeit.

Schluß nach 8 Uhr.

Reultionöre Heeresberminderung.

Als der Kapp Putſch zuſammengebrochen war, wurde
der Regierung von vielen Seiten nahegelegt, daß es ihr
erſtes ſein müßte, in oder bei Berlin eine republikaniſch
abſolut zuverläſſige Truppe aufzuſtellen, deren Exiſtenz jede
Wiederholung des Kapp-Unternehmens von vornherein aus-

geſtalten würde. Nach langem Zögern entſchloß ſich
er Reichswehrminiſter Geßler, in Döberitz eine Bri-

gade unter dem Befehl des General Rheinhard zu for
mieren, des einzigen Generals, der in der Nacht
vom 12. zum 13. bereitgeweſen war, gegen die Meuterer
u kämpfen. Konnte man hiermit zufrieden ſein, 2 entſprach doch die Auswahl und Zuſammenſetzung der Truppe

bei weitem nicht den berechtigten Erwartungen, immerhin
blieb ſie, ſolange ſie Rheinhard unterſtand, ein nicht unbe
deutſamer Schutz der Reichshauptſtadt und Regierung gegen
küftige Putſchverſuche.ß St die Aegeryng in ganz beiläufiger Form
die Auflöſung der rigade, natürlich aus dem
berühmten „techniſchen Gründen“, die nie fehlen, wo die
Reaktion zu einem Streich ausholt. Die pon der Entente

genommen ſinhanin o wen von der Ablleferungspfrcht aus uns aufgezwungene Heeresverminderung ſoll die Arſache
ſein. Es iſt merkwürdig, daß das erſte Opfer der Heeres
verminderung die Truppe ſein muß, die als beſte Stütze
der republikaniſchen Verfaſſung gelten kann. Die Heeres-
verminderung hat nicht ausgeſchloſſen, daß e
Mann der Meutererbrigade Ehrhardt und zweitauſendf r
hundert Mann der ihr an reaktionärer Gſinnung gleich-
kommenden Marinebrigade Löwenfeld in die Marine ein-
gereiht wurden, alſo nicht weniger als viertauſendfünf-
hundert Mann gegenrevolutionärer Truppen bei einer Ge
ſamtſtärke der Marine von fünfzehntauſend! Daß der
Geiſt dieſer Leute ſeit den Putſchtagen eher ſchlimmer als
beſſer er 3den iſt, das beweiſt ihr Auftreten alle Tage,
in Kiel wie in Kuxhaven. Aber dieſe gefährliche Geſell
ſchaft muß unbedingt erhalten bleiben, während die Bri-
gade Döberitz ſang- und klanglos von der Bildfläche
verſchwindet.

Jm Reichstag hat neulich ein unabhängiger Redner
geſagt, unter Geßler wäre es noch zehnmal ſchlimmmer
als unter Noske. Das iſt zweifellos richtig, da Noske bei
allen Fehlern eine Perſönlichkeit war, Geßler
aber eine abſolute Null iſt. Trotzdem lieſt man in den-
ſelben unabhängigen Blättern, die früher keinen Tag ohne
ſchnutzige Beſchimpfungen Noskes Leben konnten, kaum ein
mal ein Wort des Tadels gegen Geßle r. Ein ſozialiſtiſcher
Miniſter mag den zehnten Teil deſſen fehlen, was ein
bürgerlicher Miniſter an ſeinem Platze verſchuldet, die Un
abhängigen werden ihn nichtdeſtoweniger mit der zehnfachen
Wut verfolgen.

Uns iſt es nicht wie den Unabhängigen um Agitas
tinosſtoff gegen die Nachbarpartei zu tun, ſondern wir
verlangen im Jntereſſe der Republik und De-
mokratie eine in ihrer Geſinnung zuverkäſſige Wehr-
macht. Herr Geßler erſcheint uns nach ſeinen bis-
herigen Taten als der ungeeignetſte Mann, ſie zu ſchaffen.
Die Auflöſung der Brigade Döberitz, der reaktionäre Ent-
wurf des Reichswehrgeſetzes, das ſind Dinge, die einen
demokratiſchen Reichswehrminiſter in einer Republik un
möglich machen ſollten. Der Reichstag hat alle UArſache,
ſich mit dem Fall Geßler eingehend zu beſchäftigen.

öchon wieder ein Fußtritt.
Nicht erſt ſeit dem Leipziger Parteitag müſſen ſich die

Unabhängigen von den Moskauer Gewalthabern manche
derbe „Liebenswürdigkeit“ ſagen laſſen. Sie ſind ſchon
immer von Lenin und Trotzki ſehr ſchroff behandelt
worden und erſt dann, wenn ſie ſich bedingungslos dem
Diktat der Bolſchewiſten unterwerfen, wollte man ſie
in die Dritte Jnternationale aufnehmen. Seitdem man
ſich aber in Leipzig umumwunden zur Diktatur des
Proletariats bekannt und beſchloſſen hat, gemeinſam
mit den revolutionären Parteien Weſteuropas einen
Kongreß einzuberufen zur Einigung aller „revolutio-
nären Sozialiſten“, r die Abſagen aus Moskau nicht
milder, im Gegenteil weit ſchroffer geworden. Man
traut den papiernen Beſchlüſſen unſerer Unabhängigen
nicht, man will Taten von ihnen ſehen, ehe man ſie zum
Eintritt in die Dritte Internationale würdig hält.

Um den Beweis dafür zu erbringen, daß man es
bereits iſt, hat man nunmehr zum zweiten Kongreß der
Dritten Internationale Criſpien, und Stöcker.
nach Moskau geſchickt. Aber all dieſe Reden ſcheinen
keinen Erfolg gehabt zu haben. Lenin hat anſcheinend
eine ſehr ſcharfe Rede gegen Criſpien und die Unab-
hängigen überhaupt gehalten. Feſt ſteht, daß die Moskau-Pilgerer eine ans Abſage, einen ſchmerzhaften
Fußtritt erhielten. Lenin warf der r t r Partei
vor, daß ſie gegenrevolutionäre ementeumfaſſe und erklärte, daß eine Politik, die vor Gewals
und Terrorismus zurückſchreckt, nicht exiſtenzfähig ſes
und daß man ohne Terrorismus und ohne
Gewalt niemals die Diktatur des Proletariats
aufrichten könne. Criſpien ſtellte er auf eine Stufe mit
Kautsky und beſtritt, daß der letzte keinen Einfluß auf

dige Beweis dafür, daß er großen Einfluß hat und daß
dieſer Einfluß ein ſehr ſchlimmer iſt, weil er eine
bürgerliche Tendenz hat. Wir können nicht mit Kautsky
zuſammen in einer Nationale zuſammenwirken und wir
wünſchen kein neues Mitglied in unſere kommuniſtiſche
Internationale aufzunehmen, das ſich auf Kautskys
Standpunkt ſtellt.

Man darf nun nicht etwa glauben, daß die Unab-
hängigen dieſe Forderung Lenins abgelehnt haben oder
gar unter Proteſt den Kongreß verließen. Jm Gegen
teil, Herr Stöcker erklärte vielmehr „die Entſcheidung
u ilb der unabhängigen Partei werde bald getroffen
werden“.

Wenn dieſe Worte Stöckers zur Tatſache werden
dann wird die unabhängige Partei bald geweſen ſein
In demſelben Augenblick, in dem Kautsky ausgeſchloſſen
wird, werden die Hilferding, Breitſcheidt, Cri pien und
noch ſehr viel andere den Weg zurückfinden zur alten
Sozialdemokratie. Der Reſt aber, der es liebt, gedanken
los radikalen Phraſenhelden nachzulaufen, dürfte ganz
ins kommuniſtiſche Lager überſchwenken, um dann in
Gnaden in der Dritten Internationale aufgenommen
zu werden.

Wir haben an ſich gegen die unabhängige Selbſtmord
politik nichts einzuwenden, aber den letzten Reſt von
Achtung, den dieſe Leute noch in der Arbeiterbewegung
beſitzen, wäre unwiderruflich zum Teufel. Iſt es ſchon
unwürdig, daß Politiker, die Anſpruch darauf erheben
ernſt genommen zu werden, feſtgeſetzt und kniefälligſt
um Aufnahme in Moskau bitten, ſo wäre es geradezu
eine Schande, wenn die deutſchen Unabhängigen die
ungezählten Backpfeifen und Fußtritte, die ſie aus Mos-
kau erhielten, mit dem Hinauswurf eines Kautskys aus
ihrer Partei beantworten würden. Aber zuzutrauen iſt
ihnen alles, dieſen zielbewußten Revolutionären.

Ausland.

Englands WParis, 3. Aug. „Echo de Paris“ meldet aus Lond
daß Lloyd George ſich geweigert hat, die Sowjetvertrete
Kraſſin und Kamenew zu empfangen, da der Waffen-
ſtillſtand mit Polen abgeſchloſſen und die Beine
dafür in Kraft getreten ſein müßten, bevor er mit der

Bevollmächtigten der Sowjet Republik ver
andele.

Kundgebungen der Weſtungarn fur Auſchluß an Deutſch

e

Oeſterreich. Der „Arbeiter-Zeitung“ zufolge fanden Sonntag
von den ſozialiſtiſchen Veareinianngen in Weſmnaarn ver

die Partei habe. „Jhr ſeid“, ſo ſagte Lenin, „der leben



n

c

c

ſalkete Verſammlungen ſtakt, in denen die ernſtliche Durch
führung des durch den Friedensvertrag von St. Germain
gewährleiſteten Anſchluſſes des weſtungariſchen Burgenlandes
an Deutſch- Oeſterreich ſtürmiſch gefordert wurde.

Die Türkei bekommt Frieden. Die Unterzeichnung des Frie-
ensvertrags mit der Türkei wird am Donnerstag in Sevres
ſtattfinden.

Peueſte Nachrichten und Telegrumme.

trabſtimmung über Weiterführung des Streiks.
Zittanu, 3. Aug. Eine von 6——8000 Perſonen beſuchte Ver

ſammlung beſchloß heute vormittag, morgen eine Urabſtim-
mung in den Betrieben über die Weiterführung des Streikes
ſtattfinden zu laſſen. Von den früheren Forderungen der Radi-
kalen war nicht mehr die Rede. Man verlangte nur die
Aufhebung des Belagerungszuſtand es. Ausſchrei-
tungen ſind nicht vorgekommen. Der Vahnverkehr iſt wieder
auf genommen.

Die polniſch ruſſiſchen Waffenſtillſtandsverhandlungen
ausgeſetzt.

London, 3. Aug. (Reuter.) Ein Moskauer Funkſpruch
neldet: Die Waffenſtillſtandsverhandlungen ſind ausgeſetzt wor-
den, Die polniſchen Delegierten kehren nach Warſchau zurück, um
von ihrer Regierung die Ermächtigung zur Unterzeichnung nicht
nur des Waffenſtillſtandsvertrages, ſondern auch der grundlegenden
Friedensbedingungen, die die Sowjetregierung aufgeſtellt hat, zu

erlangen.
-X---ß-m2wwwwmöçz—

Die Oſtmeſſe in un infolge Transportarbeiter
eik verlegt.

Königsberg. Der unvermindert andauernde Transport-
arbeiterſtreit hat das Meßamt der Stadt Königsberg veranlaßt,
die für den 15. Auguſt angekündigte deutſche Oſtmeſſe zu verlegen
und nunmehr vom 26. September bis 1. Oktober abzuhalten. Sämt-
liche Vorbereitungen waren bis ins kleinſte getroffen, lediglich
die Unmöglichkeit, die Ausſtellungsbeſucher reibungslos und pünkt-
lich nach dem Meßgelände zu überführen, war beſtimmend für die
Hinausſchiebung des Meßtermins.

w—=[’òd-

Lebensmittel-Kalender.
Verkauf von Schmalz. Der Verkauf von Schmalz findet am

Sonnabend, den 7. Auguſt, ſtatt. Es werden 100 Gramm je Kopf
ausgegeben. Der Verkauf erfolgt durch die Fleiſcher bei denen
die Haushalte zur Kundenliſte angemeldet ſind, gegen Abtrennung
der Marke 26 der Einfuhr-Zuſatzkarte (Schmalz). Die Marken
ſind in üblicher Weiſe bis zum 9. Auguſt an das Stadternährungs-
amt abzuliefern. Der Verkaufspreis beträgt für 100 Gramm
3,50 Mark.150 Gramm Fleiſch. Die Verbrauchsmenge an Fleiſch wigd in
dieſer Woche auf 150 Gramm je Kopf feſtgeſetzt. (Kinder unter
s Jahren die Hälfte.) Es gelangt friſches Rindfleiſch zur Aus-
gabe. Der Verkauf erfolgt am Sonnabend, den 7. Auguſt, durch
die Fleiſcher, bei denen die Haushalte zur Kundenliſte ange
meldet ſind. gegen Abgabe der Fleiſchmarken für die Woche vom
2. bis 8. Auguſt. Die Marken ſind in üblicher Weiſe bis zum
9. Auguſt an das Stadternährungsamt abzuliefern. Der Ver-
kaufspreis beträgt für 150 Gramm 3,30 Mark.

Städt. Verkauf von Bratfett (kein Pflanzenfett), Reis, Armee-
Konſerven und Roß-Rot und Leberwurſt in der Talamtſchule am
Donnerstag. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 1-5000 vorm. von 8 bis

12 Uhr und 5001—10 000 nachm. von 2--6 Uhr.
des Lebensmittelſcheines können an jede Perſon eines Haus.
haltes 8 Pfund Bratenfett zum Preiſe von 6 für das halbe

Gegen Vorkage

Pfund, 19 Pfund Reis zum Preiſe von 2,50 für das halbe
Pfund, ferner 1 Doſe Armee- Konſerven zum Preiſe von 6,50
und eine Kilo-Doſe Roßwurſt zum Preiſe von 5 K abgegeben
werden. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Der freihändige Verkauf in der ſtädt. Verkaufsſtelle Tal.
amtſchule von: Knochenbrüh-Extrakt in 500-Gramm-Dofen zum
Preiſe von 2 feinſtem ſchwarzen Tee, 4Pfund-Paket 4
und K PfundPaket 2 Trockenei (Erſatz für 5 Eier) 50 Gramm
4 Böhnen mit Fett, die Doſe 1 wird fortgeſetzt.

Die Milchhändler werden hiermit aufgefordert, die Anmelde.
abſchnitte der jetzt noch zur Anmeldung kommenden Kunden mit
Milchkarten der Klaſſe IV ſtets ſofort dem Stadternährungs-
amt, Abteilung II, einzureichen. Eine Belieferung mit konden-
ſierter Milch iſt ſonſt nicht möglich.

Freibankverkauf. Zum Freibankverkauf am 5. Auguſt 1920
werden die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen: Um 8 Uhr
2751-2850.

Halle, den 4. Auguſt 1920. Der Magiſtrat.
Abwaschbare

Dauerwäsche liert
C. Klappenbach,

Große Ulrichstraße 41,
J

Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Willi Lanzke, für den Anzeigen,
teil: Wilhelm Herzig, beide in Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme

G. m. b. H. zu Halle. Gr. Ul chſtr. 27.
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Tel. 4687. dennIn Propaganda-Büro der Bad Neu-Ragoczv A. G. in Halle a. S., Barfüsserstr. 7,
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Am Freitag, den 6. d. Mets., abends
ſpricht der Genoſſe

Richard Krüger, Merſeburg,
Mitglied des Reichstags,

im großen Saale der „Thalia“, Geiſtſtraße,
in einer öffentl. Verſammlung der S. P. D. über das Thema:

Spa Genf Moskan.
Schon in Anbetracht dieſer wichtigen, unſer politiſches Leben beſtimmenden Fragen

es notwendig. daß unſere Genoſſinnen und Genoſſen vollzählig erſcheinen und für einen
WMaſſenbeſuch Sorge tragen.

Der Vorſtand.

We

7

24r,

S

iſt unſere Ermäßigung
von 20 Prozent auf die
anerkatert bälliggees

elwine Dheunins,

Domplatz 9. Telephon 5659

kauft noch

ämtliche Rohprodukte

Berbanefs
X

r c epreiſe!r h
74 v

Halle aS. FeipzigerStr.
am Leipziger Turm

z200!Donnerstag, den 5. Aug., polln-Tweater
Anfg. 8Uhr:

abends 7 bis 10 UhrKON zxRT Der Graf luxembun,
vom Philharm. Orcheſter orverb. u J
unter Leitung des Gaſtdiri
gen e rrk in igede aus Berlin.Einwittcpreis: r
Erw. 1 M.. Kinder 0,50 M., an ren
ab 7 Uhr abds. Erw. 1.50 M., übernimmt bei ſolider Aus
Kinder 1 M. bei gutem Wetter führung zu normal. Preiſen

ab 10 Uhr abends H. Lerner, Uhren-Prachtfenerwerk Reparatur Werkſtatt.
Gr. Steinſtraße 85vog r (gegenüber Barfüßerſtraße

Wittekind, freſtag, den 6. August, S

abends 8 Uhr

Populäres
Sinfonie- Konzert
mit dem Philharmonischen Orchester

(auf 55 MusiKer rerstärkdh).

Solistin

Gertrud -Schüller-Kaetzel
(Opernsängerin).

tie Benno PlIätz.Musikdirektor

Karten im Vorverkauf: Raes. Platz 2,50 und
1.50 Mark bei H. Hothan, Gr. Ulrichstr. 38.

An der Kasse 3, 2 Mark, Kinder 1 Mark.

Achtung! Achtung
Arb. -Radf.Bund Solidarität

Ortsgruppe Noßbach.
Sonntag den 8. Auguſt findet von 2 Uhr an im Gaſt

hof zu Lunſtedt unſer

Hans Schmidt,
zahnpraxis

Sprechzeit 8 1, 3 5.

bitten wir unsere Parteigenossen und Leser sich stets auf die im
Inserate in der „Volksstimme“ zu beziehen.

Von der Reise zurück

Leipzigerstr. 12, schräg gegenüber der Ulrichskirche.

12 jähriges Stiftungsfeſt
verbunden mit Korſofahrt, Tombola, Preisſchießen un
Reigenfahren ſtatt. Freunde und Gönner des Vereins ſind

herzlich willkommen. Der Vorſitzende
ſwrerere Bitterfeld

Zuckerkarten.
Die Ausgabe der Zuckerkarten für Auguſt erfolgt a

Oonnerstag, den 5. Auguſt er von 8—12 Uhr für die

Wir haben einen großen
Poſten dünnen Papier-

Binöfaden
ganzen oder kiloweiſe

preiswert abzugeben.

„Verlag Volksſtimme“,
e

vom 6 ten bis 14 ten August.
e h h e e Ah a h S a S h M e SBillige Herren- Anzüge

Paletots Bozener- u. Gummi Mäntel
S5000 fertige Arbeits- Hosen

e h h h h e e
36 Gr. Uſrichstrade 36.

Saison- Ausverkauf

Hammerschlag u

nicht aus Tuchblatt,
G. m. b. H.

Gr. Ulrichſtraße 27
Fernruf 5407.

Unterricht
a n

liefert billigſt

olzpantoffeln
nicht mit geſtücheltem Lederblatt,

S nur aus gutem, ganzen Lederbhlatt e

Otto Fricke, N. Uichetr. 9, im hof.
Wiederverkäufer Vorzugspreise.

Bezirke 1-—-3,
Oonnerstag, den 5. Auguſt er., von 2——5 Uhr, für dr

Bezirke 4--5,Freitag, den 6. Auguſt er., von 8—12 Uhr. für de
Bezirke 6-—-8,

Freitag, den 6. Auguſt er., von 2 5 Uhr, für die
Bezirke 9-10

im Döring'ſchen Konzerthauſe, Kaiſerſtraße 67, gegen Ve
legung der Brotſcheine.

Bitterfeld, den 2. Auguſt 1920.
Der Magiſtrat. Richter.W Weißenfels e

Freigabe von Bauſtoffen.
Wir geben hierdurch bekannt. daß einige Erleichterunge

bei dem Freigabeverfahren für Bauſtoffe durch den Bezirt
wohnungskommiſſar zugeſtanden ſind. Intereſſenten könne
Näheres darüber auf dem Stadtbauamte Zimmer 3 erfahren

1240I Schwache Schüler Weißenfels, den 2. Auguſt 1920.

in vorzüglichſter Ausführung
fertigt zu billigſten Tages

preiſen an

F. Noah,
Lederhandlg., Schäftefabrik,

Leipzigerſtraße 16
gegenüber Café Zorn.
Gummiabſätze billigſt.

Zu verkaufen

neu

gebr

4 auch auf Teilzahlung.
Stimmungen ſchnellſtencH. Lüders, Miteiſtr. 9-10

werden durch energiſchen G 4 J Der Magiſtrat.I R Quarkverkauf.fül ſChubmacher! ol/acdlen Von heute mittag ab ſindet in nachſtehend aufgeführu
gründlich gefördert. Std. 2.-. Geſchäften gegen Abgabe der 1. Quarkmarke Verkauf v
Off. u. V. St. 31 a. d. Exp. d. Bl. Leder Ausſchnitt Oh Speiſequark ſtatt. Auf jede Marke werden 200

äfte“ zum Preiſe von l, Mk. abgegeben.„Maß -Schäfte Markisen Die Abholung hat bis zum 8. 8. 1920 mittags zu erfolgei
Weißenfels, den 2. Auguſt 1920.

Der Magiſtrat.

113. Buttermarke.Vom Dienſtag früh ab findet in den Buttergeſchäf
Verkauf von Auslandsſchmalz ſtatt.

Der Preis für ein Pfd. beträgt 15 Mk.

usw.
liefert u. repariert

Fach-Firma:
eflönemarin

Büro jetzt: Sternstr. 8,
Ecke Kl. Brauhausstr.,
Fernspr. nur noch 5849. werden.

Weißenfels, den 31. Juli 1920.
Magiſtrat Lebensmittelamt.

BI Neheres Plaxete.

Auf jede Marke kann bis zu einem Pfd. entnomn a
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Mittag 21 Uhr am Hettſtedter Bahnhof,

77

213 E. Auguſt 1920.
Purtel Angelegenheiten

„Freier Sängerchor.“ Freitag abend 8 imereinslokal „Zum Schultheiß“, Merſeburger euere 10
ingeſtunde! Es iſt Pflicht aller Sänger pünktlich zu

rſcheinen.
Sonntag, den 8. Auguſt, Ausflug nach Schlettau

des dortigen Geſangvereins. Treffpunktzuf Einladung

traße, r 4 Uhr. Mansfelder
Sonntag, den 15. Auguſt, Ausflug nach Ammen-dorf und Umgegend unter Führung der

enoſſen und Sangesbrüder. Mit einem anſchließenden
anzkränzchen. Treffpunkt Mittag 142 Uhr Ecke Königs

m n z d r Abmarſchunkt 2 Wir bitten alle SangesbrüPa 7! Ifr werten Angebbeiger wer
ür beide Au üge beſonders einind, recht zahlreich und pünktlich zu 537

Der Vorſtand.
Werbeausſchuß ſozialdemokratiſcher Beamter. Am

Mittwoch, den Da um 71 Uhr abends findet in
Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtraße 14, eine Ver
ſammlung der Vertranuenslente des Werbeausſchuſſes
ſozialdemokratiſcher Beamter ſtatt. Mit Rückſicht auf
die wichtige Tagesordnung i l ßzringend Kfortekich s zah m verſt gen

Aus dem Stadtkreis

Halle, 4. Auguſt 1920.

Ablehnung der W. R. V. durch die freiſewerſhaſte freien Angeſtellten

Das Mitteldeutſche Jnduſtriegebiet ſteht im Brennpunkt derKämpfe um die Betriebsräte. Hie Wirtſchaftliche Nate Srgant

ſener ten Se er S und Afa.
skarte e rbeits gemeinſchaft freier Angeſtelltenverbände (Afa) nahm in einer Mitglieder Verſamml eng

am 1. Auguſt Stellung zu der, für die weitere Entwicklung der
Arbeiter und AngeſtelltenBewegung wichtigen Frage nachdem
die, dem Ortskartell der Afa angeſchloſſene Ortsgruppe des Zentral-
verbandes der Angeſtellten in einer Mitgliederverſammklung am
20. Juli ſich für die W. R. O. ausſprach. Die Ortsgruppe Halle

wird am 10. Auguſt ſeine Mitgliedſchaft nochmals
e

Vor den Mitgliedern der AfaVerbände ſprach am 1. Auguſt
Herr Noerpel-Berlin über „Der Kampf um die Betriebsräte“.
Der Referent ging auf die Entwicklung der Bewegung und auf den
fetzigen Stand ein. wies darauf hin, daß die Afa die zwiſchen
der Berliner Gewerkſchaftskommiſſion und der Münzſtraße ge-
troffene Einigung ablehne. Der Referent ſtand auf dem Stand-
punkte, v im Jntereſſe der Bewegung ein Zuſammengehen
mit der Münzſtraße und der Halleſchen Richtung (W. R. O.) nicht
geben dürfe und daß die Afa 2 in Mitteldeutſchland ſich an einer
derartigen Einigung nicht beteiligen würde. Jn der Diskuſſion
ſprach ein AngeſtelltenratsMitglied der Leunawerke für die Zu
ammenfaſſung der Betriebsräte in einer ſelbſtändigen Organi-
ſation (W. R. O.). Die folgenden Diskuſſionsredner und der Refe-
cent haben die von dem Vertreter der Leunawerke für ſeine
Stellungna vorgebrachten Gründe widerlegt. Die verſammel-
ten Mitglieder der AfaVerbände (auch die anweſenden Dele-
gierten der Betriebsräte) nahmen mit großer Mehrheit nach-
ſtehende Entſchließung an:

Die am 1. Auguſt 1920 im „Volkspark“ verſammelten Mit-
glieder der der Afa Ortskartell Halle angeſchloſſenen Ange-
ſtelltengewerkſchaften ſtehen auf dem Standpunkte, daß dig Er
faſſung der Betriebsräte nach den von der Afa und A. D. G, B.
aufgeſtellten Richtlinien zu erfolgen ha:. Sie lehnen ein Zu-
ammengehen mit der W. R. O. ab und verurte:len oufs ſchärfſte
jede Zerſplitterung der Arbeiter- und Angeſtellten-Bewegung,
die die Folge einer ſelbſtändigen Betriebsräte-Organiſation ſein
nuß. Die Verſammelten billigen den von der Afa in Berlin ein
genommenen Standpunkt und lehnen ihrerſeits eine Einigung,
vie ſie zwiſchen der Berliner Gewerkſchaftskommiſſion und der
Rätezentrale in der Münzſtraße ahgeſchloſſen wurde, ab, da ſie in
dieſer Einigung eine den Aufgfäben unſerer Bewegung ent-
ſprechende Löſung der Schwierigkeiten nicht erblicken können.

Die Abſtimmung der von den Vertretern der W. R. O. einge-
brachten Entſchließung erübrigte ſich dadurch.

Die Rechtsanwalts und Rotariatsangeſtellten im
Lohnkampf.

In Sachen des Verbandes der Rechtsanwalts und Notariats
ingeſtellten, Ortsverein Halle gegen die Vereinigung Halliſcher
Rechtsanwälte wegen Regelung der Gehaltsbedingungen iſt auf
ßrund der mündlichen Verhandlung vom Schlichtungsausſchuß
folgender Schiedsſpruch ergangen und verkündet:

1. S 7 des geltenden Tarifvertrages und die Zuſatzbeſtim
nungen vom 12. Januar 1920 werden wie folgt geändert:

Gruppe I: Lehrlinge im erſten Lehriahre männlich 40 Mk.,
teigend halbjährlich um 20 Mk., bis zu 120 Mk. Weibliche er
dalten 10 v. H. weniger. Die im Tarif vorgeſehene Dienſtprämie
von 7 Mk. bleibt beſtehen.
Gruppe IT: Männliche Angeſtellte bis zu 18 Jahren 280 Mk.,
vis zu 21 Jahren 400 Mk., über 21 Jahre 450 Mk. Weibliche An-
reſtellte erhalten 10 v. H. weniger.

Gruppe III: Männliche unverheiratete Angeſtellte bis 25
Jahre 540 Mk., über 25 Jahre 650 Mk., verheiratete bis 25 Jahre
60 Mk., über 25 Jahre 700 Mk.
Gruppe IV: Männliche unverheiratete Bürovorſteher bis

Jahre 800 Mk., von 30 bis 35 Jahren 925 Mk., über 35 Jahre
1000 Mk., verheiratete bis 30 Jahre 840 Mk., von 30 bis 35 Jah-
ren 980 Mk., über 35 Jahre 1120 Mk.

Für weibliche Angeſtellte in Gruppe III und IV iſt geſtattet:
bei einem Gehalt bis 600 Mk. einſchl. ein Abſchlag von 10 v. H.,
bei einem Gehalt über 600 Mk. einſchl. ein Abſchlag von 15 v. 5.
z ſoll der 15proz. Abſchlag kein Gehalt unter 550 Mk. er

en.
2. Die Sätze ſind rückwirkend ab 1. Mai 1920 zu zahlen
Die Arbeitgeber haben ſich dem Schiedsſpruch nicht unter

worfen.
er TZarif für das Handels und Transportgewerbe

rechtsverbindlich.
ch Vom Deutſchen Transportarbeiterverband wird uns ge-
ſchrieben:

Der zwiſchen dem Arbeitgeberverband für das Handels und
Transportgewerbe für Halle und Umgegend e. V. und a
Deutſchen Transporiarbeſterverband, Verwaltungsſtelle Halle rif
und Umgegend, am 1. Februar 1920 abgeſchloſſene Mandelta r
vertrag nebſt Nachtrag vom 30. April d. J. iſt zur
ba ynd h W r die ge Weh I der
innen im Handels und Transportgewer23. ber 1918 (Reichsgeſetzblatt S 155

für das Gebiet der Stadt Halle S. ſowie Her Orte Am

Angehörigen, welche

Beilage zur Volksſtimme.
Beeſen, Radewell, Oſendorf, WörmlitzBöllberg endorf, Nietleben. Dölau, Lettin, Sennewitz, Seeben, ker ä Reide
burgSchönnewitz, Bruckdorf und Kaneng durch das Reichsarbeits
miniſterium für allgemein rechtsverbindlich erklärt worden. Die
Rechtsverbindlichkeit beginnt mit dem 1. Juni d. J.

Volkswirtſchaſtliche und juriſtiſche Veratungsſtelle
Anfrage. Bitte um Auskunft in folgender Frage: Wie kann

ein Verein, der nicht eingetragen iſt, den Kaſſierer zur Heraus-
gabe ſämtlicher Belege und Gelder zwingen: es handelt ſich dabei
um einen Sportverein, welcher durch Stimmenmehrheit dem Ar-
beiterturn und Sportbund beigetreten iſt, 19 Stimmen waren da
gegen. Unter dieſen befindet ſich auch der Kaſſierer, der ſich nun
weigert, die Kaſſe an die verbleibenden Mitglieder abzutreten.
Die 19 haben ſich an demſelben Abend noch abgemeldet. N. N.

Antwort. Ein Verein erlangt durch Eintragung in das Ver
einsregiſter Rechtsfähigkeit. Er kann alſo namentlich Grundſtücke
erwerben. Nach Jhrer Frageſtellung handelt es ſich nun aber
um einen nicht eingetragenen Verein, aus dem 19 Mitglieder aus-
geſchieden ſind. Dieſer alte Verein kann gegen jeden, der Ver
mögenswerte des Vereins hinter ſich hat, klagen. Die Mitglieder
des alten Vereins hilden eine ſogenannte Streitgenoſſenſcheft.
Am beſten iſt es alſo, die Mitglieder des alten Vereins bevoll
mächtigen ein Mitglied, gegen das ausgetretene Mitglied, welches
Gelder oder Vermögensſtücke hinter ſich hat, Klage zu erheben.
Dieſer iſt zur Herausgabe des Vereinsvermögens ſelbſtverſtändlich
verpflichtet.

ehe erneeneene
épu-Genf-Moskon

ſind die
Brennpunlte

des gegenwärtigen weltpolitiſchen Lebens.
Pflicht aller Volksgenoſſinnen und Genoſſen

iſt es, die dort aufgerollten,
für die Zukunft des deutſchen Volkes

ſo außerordentlich wichtigen Probleme kennen
zu lernen.

Gelegenheit dazu wird allen halliſchen Wähle-
rinnen und Wählern am Freitag, den 6. d. M.,
gegeben. An dieſem Tage ſpricht der Reichs-
togsgbgeordnete Gen. Rich. Krüger-Merſe-

burg abends 8 Uhr
im Thahi

über alle dieſe Fragen.
Unſere Genoſſen müſſen für einen Maſſenbeſuch

Sorge tragen. Jeder vrientiere ſich über

die welthohitiſche Lage

W e
Wo man preiſe abbauen ſoll.

Die Seifenpreiſe.
Kürzlich ſind neue und natürlich erhöhte Seifenpreiſe

feſtgeſetzt worden. Das war gerade zu der Zeit, als die neue
Regierung mit dem deutſchvolksparteilichen Wirtſchaftsminiſter
ihre Tätigkeit zu entfalten begann. Obſchon Herr Scholz, der neue
Mann, verſprochen hatte, die Zwangswirtſchaft abzubauen, merkt
man wenig davon. Die Dinge haben ſich mittlerweile ſoweit
entwickelt, daß das möglich wäre. „Der Seifenhandel“, die Fach-
zeitſchrift der Seifenbranche, behauptet nämlich, daß die im Jn-
lande hergeſtellte, weniger gute Seife viel zu teuer im Verhältnis
zur beſten Auslandſeife ſei. Dasſelbe gelte vom Seifenpulver.
Warum baut man alſo nicht ab?

Die Antwort gibt der Geſchäftsbericht der Seifenherſtellungs-
und Vertriebsgeſellſchaft. Das Vermögen der Geſellſchaft beläuft
ſich auf 246 Millionen Mark. Um aber die Beſtände des Reichs-
ausſchuſſes für Oele und Fette übernehmen zu können, hat die
Geſellſchaft einen Bankkredit in Höhe von 150 Millionen
Mark aufnehmen müſſen. Das iſt ein im Geſchäftsleben einzig
daſtehender Fall, daß einer Geſellſchaft, deren Vermögen 24
Millionen Mark betragen ſoll, ein Bankkredit in Höhe von 150
Millionen Mark gewährt wurde. Es ergibt ſich die Frage, auf
welche Sicher heiten hin denn die Großbanken dieſen Rieſen-
kredit gewährt haben. Die Antwort kann nur die ſein: Die
Banken ſind in der beſtimmten Annahme, die Zwangswirtſchaft
der Seife dauere ſo lange, bis die den Bankkredit in Anſpruch
nehmende Geſellſchaft in der Lage iſt, denſelben abgedeckt zu haben.

Aus den obigen Darlegungen ergibt ſich die Preisgeſtaltung,
die einer Auswucherung der Verbraucherkreiſe gleichkommt, die
alſo ſolange andauern ſoll, bis die Geſellſchaft ihre Vervpflich
tungen abgetragen hat und nebenbei den HGeſellſchaften Rieſen-
gewinne zugefloſſen ſind. Mit dieſer Wirtſchaft muß Schluß ge
macht werden! Als Sozialdemokraten ſtreben wir die So zialj-
ſierun g.auch dieſes Wirtſchaftszweiges an, deſſen Reife für die
Sozialiſierung allerdings noch recht unzureichend iſt. Das ändert
jedoch nichts daran, daß die Sozialiſierung auch hier angeſtrebt
und eingeleitet wird. Jnzwiſchen muß aber eine andere Regelung
getroffen werden, die nur in der Aufhebung der gegenwärtigen
Bewirtſchaftung beſtehen kann. Durch eine planmäßige Regelung
der Einfuhr von Seifenfabrikaten Und vor allen Dingen, um die
deutſche Seifeninduſtrie aufrechtzuerhalten und neu zu beleben,
durch eine Steigerung der Einfuhr von Rohſtoffen
wird eine ausreichende billigere Seifenverſorgung Deutſchlands
gewährleiſtet. Daß bei der Auflöſung der Seifenherſtellungs- und
Vertriebsgeſellſchaft das vorhandene Vermögen der Reichs-
kaſſe zufließt, iſt eine Selbſtverſtändlichteit, die allerdings dem
gegenwärtig im Reichswirtſchaftsminiſterium herrſchenden Kurs
gegenüber nicht ausdrücklich genug betont werden kann.

Unſer Kaſſeler Parteiorgan berichtet gleichzeitig über die Ver
dienſte bei dem Seifenhandel, die zeigen, um welchen Betrag die
Ware verteuert wird, wenn ſie r mehrere Hände geht. Danach
ſtellen ſich die Preiſe für: Kernſeife: Einkauf 6,78 Ver-
kauf 10 Gewinn 3,22 oder 47 Prozent; Feinſeife: Ein-
kauf 3,30 Verkauf 5 Gewinn 1,61 oder 48 ProzentRaſierſeife: Einkauf 1,70 Verkaufspreis 2,50 Gewinn
0,80 oder 48 Prozent: Seifenpulver Pfund): Ein
kauf 2,38 Verkaufspreis 3,50 Gewinn 1,12 C oder 47 Proz

Dieſe Gewinne erzielen die beiden Firmen deshalb, weil ſie
zugleich Einkäufer, Großhändler und Kleinhändler ſind. Jeden-
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falls ſind dieſe „Gewinne“ das, was man gemeinhin als Wucher
bezeichnet.

4. Jahrgang Nummer 181

Poſtſcheckſchwindler bei der Arbeit!
Jn der letzten Zeit mehren ſich die Fälle, in denen

größere Firmen durch Poſtſcheckſchwindler um namhafte Geld-
beträge geſchädigt werden. Durch das ſichere Auftreten eines
ſolchen Betrügers und durch die geſchickte Art, wie er zu
Werke ging, hat ſich unlängſt eine halleſche Firma
täuſchen laſſen und einen Verluſt von 53009 Mark erlitten.

Der Täter wird beſchrieben: Etwa 30 Jahre alt, 1,70
Meter groß, ſchlank, ſchmales, verlebtes Geſicht mit auffallend
breiten Backenknochen, dunkles Haar, ſehr ſchwacher. Schnurr-
bart. Er trägt gewöhnlich Brille ohne Einfaſſung; einmal
hat er auf dem linken Fuß gehinkt und über dem linken Auge
eine ſchwarze Binde getragen, das andere Mal hatte er
ein weißes Leinenpflaſter auf der linken Backe und hat nicht
gehinkt. Die linke Schulter iſt etwas höher als die
auch wird er als ausgewachſen bezeichnet. Seine Kleidung
iſt verſchieden. Jm allgemeinen macht er den Eindruck eines
Lebemannes. Jrgendwelche ſachdienliche Angaben erbittet die
Kriminalpolizei.

Die Ausbente der Wucherſtelle.
Jn der Zeit vom 1. bis 31. Juli 1920 ſind durch die bei

der Polizeiverwaltung eingerichtete Wucherſtelle und die
Eiſenbahn-Ueberwachungsbeamten folgende im
Schleichhandel erworbene Gegenſtände beſchlagnahmt worden:
47 Pfund Butter, 143 Pfund Hammelfleiſch, 514 Pfund
Rindfleiſch, 111 Pfund Kalbfleiſch, 10 Pfund Schweinefleiſch,
38 Pfund Wurſt, 2802 Pfund Mehl, 613 Stück Brötche,,
165 Pfund Gerſte, e Pfund Mohn, 61 Pfund Zucker,
252 unverſteuerte Zigkretten, 1 komplettes Gewindeſchneide-
zeug, 1 Automagnet, 1 Stahlhelm, 1 Prismenglas, 1 weiße
Lazarettdecke, 3 wollene Decken, 1 Ankerfahrrad, 4 Fläſch-
chen Morphium, 3 Patentflaſchen Choläthyl und 56 Ballon
Schwefelſäure. Die beſchlagnahmten Lebensmittel wurden, ſo-
weit von den zuſtändigen Behörden nicht anderweit über ſie
verfügt war, dem Stadternährungsamt und dem Kriegsbrot-
ausſchuß hier überwieſen. Ueber die anderen Waren haben
die Strafverfolgungsbehörden oder die zuſtändigen Reichs
ſtellen zu verfügen.

Erhöhte Anrechnung der Dienſtzeit während des Krieges.
Dem Reichstag iſt der Entwurf eines Geſetzes über eine erhöhte
Anrechnung der während des Krieges zurückgelegten Dienſtzeit
zugegangen. Danach wird bei der Verrechnung von Ruhegehältern
und Renten nach dem Reichsbeamtengeſetz von 1917, dem Off.
Penſ.-Geſ. von 1906 und dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz von
1906 zu der in den Zeitabſchnitten vom 1. Auguſt 1914 bis 31. De-
zember 1918 im Reichs- oder militäriſchen Dienſt verbrachten Jeft
ſofern ſie mindeſtens ſechs Monate betragen hat, die Hälfte hin
gerechnet. Nach einem anderen Entwurf, der demnächſt ebenfg
dem Reichstag zugehen wird, ſoll allen Beamten, die im Kriege
auch als Nichtkriegsteilnehmer Dienſt getan haben, auf ihr Be-

rechte:

j ſoldungsdienſtalter der Zeitraum von 428 Kriegsjahren 1 fach
angerechnet werden. Die Beſtimmung gilt auch für Lehrer.

Ehrentafel. Jm Schaufenſter der Tapeten, Linoleum und
Teppichhandlung von Arnold Troitſch, Gr. Ulrichſtraße, ſind in
dieſer Woche zwei Ehrentafeln ausgeſtellt, welche die halli-
ſchen Buchdrucker ihren gefallenen 78 Kollegen gewidmet und am
vorigen Sonntag in einer ſtimmungsvollen Gedenkfeier eingeweiht
haben. Dieſe Tafeln, das Reſultat eines Preisausſchreibens, ſind
in künſtleriſch vollendeter Weiſe hergeſtellt und wir wollen nicht
verſäumen, unſere Leſer ganz beſonders darauf hinzuweiſen.

Unterſtützt die Aermſten! Bei der letzten Monatsſitzung der
der Wohltätigkeitsvereinigung „Zigarrenköpfchenſammler“ hier-
ſelbſt, wurde bekannt gemacht, daß Unterſtützungen für arme
Waiſenkinder bedeutend zunehmen, Spenden aber weniger ein-
gehen. Sämtliche Mitglieder widmen ſich der löblichen Aufgabe,
Kleinigkeiten, die meiſt unbeachtet bleiben, zu ſparen, um aus
dem Erlös die Bedürftigſten (von der Armendirektion dahin ge-
prüft), vorzugsweiſe ſolche gefallener Krieger, mit Kleidungs
ſtücken, Schuhwerk uſw. zu verſorgen. Damen wie Herren aller
Kreiſe werden gebeten, Zigarrenköpfchen, unbrauchbare Zigarren,
Zigarrenbänder, Flaſchenkorke, Flaſchenkapſeln, Silberſtaniol, was
auf Wunſch gern abgeholt wird, nicht fortzuwerfen, ſondern abzu
liefern. Pakete von außerhalb werden dankbar angenommen.
Geldſendungen wolle man dort ebenfalls oder dem Leiter der
Vereinigung, Kaufmann Reinhold Aßmann, Gr. Ulrichſtr. 49,
übermitteln, wo auch das Uebrige abgegeben werden kann.

Verkehrsverein Halle a. S. Ueber die Erleichte-
rung der Einreiſebewilligung nach der Schweiz
wird von amtlicher Seite gemeldet, daß eine Anmeldung inner-
halb der Schweiz nur noch am erſten Aufenthaltsort
und zwar durch den Hotelier erforderlich iſt. Die ſchweizeriſchen
Geſandtſchaften und Konſulate erteilen das Viſum nach Prüfung
der Unbeſcholtenheit des Geſuchſtellers und nach Feſtſtellung des
einwandfreien Reiſezweckes gegen eine Gebühr von 25 Mark für
einen Aufenthalt bis zu drei Monaten. Jm Weſentlichen wird
große Bewegungsfreiheit zugefichert. 5

Zoologiſcher Garten. Auf die morgen, Donnerstag, 5. Auguſt,
nachmittags 4 Uhr und abends 718 Uhr ſtattfindenden Konzerte
vom Philharmoniſchen Orcheſter unter Leitung des Gaſtdirigenten
Ludwig Sie de aus Berlin ſei nochmals empfehlend hingewieſes.
Bei gutem Wetter Prachtfeuerwerk. (Siehe Anzeige.)

Veths Bunte Bühne feierte geſtern das Jubiläum einfähri-
gen Beſtehens. Das vielſeitige Programm wurde von dem aus-
verkauften Hauſe mit vielem Beifall und in beſter Laune aufge-
nommen. Reiche Blumengeſchenke zu Ehren der Direktion gaben
der Bühne einen prächtigen Rahmen. Jn bunter Fülle wechſelten
Geſang und Spiel, Ernſtes und Heiteres, wobei Freunde der Klein
kunſt voll auf ihre Rechnung kamen. Herr Direktor Beth dankte
in längerer Rede für die bisherige Unterſtützung ſeines Unter
nehmens und erbat ſie ſich auch für die kommende Zeit, da er
gewillt iſt, nur Gutes zu bieten.

Geſtohlen wurde ein Elektromotor, Fabriknummer 236 271
A. E, G., Typ D. K. 20/4a, 500 Volt, 1400/00 Touren,
4,10 Amp., 2 K.-W. Vor Ankauf wird gewarnt. Sachdien
liche Mitteilungen werden bei der Kriminalpolizei in Halle
(Zimmer 68 und 71) entgegengenommen.

Der gefährliche Bahnübergang in der Turmſtraße. Geſtern
vormittag wurde an der Bahnüberführung in der Turm-
ſtraße ein Laſtkraftwagen von einem Güterzug
angefahren. Der entſtandene Schaden iſt beträchtlich.
Perſonen ſind dal nicht zu Schaden gekommen.

Durch Unvorfſichtigkeit erſchoſſen. Jn der elterlichen Woh-
nung in der Zwingerſtraze wurde die 20 Jahre alte ledige
Schweſter von ihrem acht Jahres alten Bruder,
dre mit einem geladenen Revolver hantierte, aus Un-
vorſichtigkeit erſchoſſen.

Einbruch. Jn der vorletzten Nacht wurde in ein Zigar-
ren geſchäft in der Goetheſtraße eingebrochen. Hier-
bei wurden Zigarren und Zigaretten im Werte von über 3000
Mark geſtohlen,
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Provinz und Umgegend
An die Ortsvereine!

Unſeren Ortsvereinen empfehlen wir, in den öffent-
und Mitgliederverſammlungen die Verhand-

lungen in Spa im Zuſammenhang mit der geſamten
politiſchen Lage im Oſten zur Tagesordnung zu ſtellen.
Wenn auch die gegenwärtige Jahreszeit für Verſamm-
lungen nicht gerade günſtig iſt, ſo iſt doch die Frage der
Erfüllung des Friedensvertrages, ſowie die damit im
Zuſammenhang ſtehende Steuerfrage und andere Gegen-
wartsfragen derart wichtig, daß wir dazu in Verſamm-
kungen Stellung nehmen müſſen.

r Vorſtand des ſozialdemokratiſchen Bezirksverbandes.t J R. Dreſcher.
Rednerkurſus Merſeburg!

Unſer Rednerkurſus wird nicht, wie angekündigt,
Freitag, den 6. d. M., ſondern Freitag, den 13. d. M.,
ibends 7 Uhr im „Gaſthof zu den drei Schwänen“ er-
zffnet. Genoſſen aus Merſeburg und Umgegend, die
gewilkt ſind, an dem Unterricht teilzunehmen, werden
gebeten, ihre Adreſſe ſobald wie möglich an den Genoſſen
Paul Bauer-Merſeburg, Annenſtr. 19 (Parteiſekre-
ariat), einzuſenden.

die regktignären Schwindelzentralen „enthüllen“ weiter.

Die Reaktionäre wehren ſich mit Händen und Füßen
gegen die baldigſt durchzuführende Entwaffnung ihrer
aus den Kapptagen herübergeretteten Flinten- und
Piſtolenorganiſationen. Baltikumer, Pfeffer Garden
und reaktionäre Einwohnerwehren in Bayern uſw.
ſollen weiterhin in heiliger Dreieinigkeit auf die breite
Maſſe der Bevölkerung eerdt werden. Um aber einen
Anlaß zu finden, nach welchem man das Verbleiben dieſer
Kreuzritter des Schutzes der frommen Bürger vor den
reißenden bewaffneten Arbeiterwölfen vor der Oeffent
lichkeit begründen kann, werden jetzt in Deutſchland von
gebefreudigen Großagrariern und Jnduſtriekapitänen
Millionen an Geldern in Bewegung geſetzt, deren ge-
heimnisvolles Wirken letzter Zeit des öfteren be-
merkbar machte und dabei auch die Korruption eines
gewiſſen Teiles der bürgerlichen Preſſe bloßlegte.

Um die Waffen behalten und vor allem um die
Oeffentlichkeit über die eignen Vorbereitungen täuſchen
zu kännen, hat man ſich mit den Millionen der Schwer-
induſtrie eine eigne Organiſation geſchaffen: die „Deut-
ſche Wirtſchaftshilfe“ und ihre Zweigunternehmungen,
die in treuem Zuſammenarbeiten mit militäriſchen
Stellen Schwindelberichte über Rote Armeen und Vor-
bereitungen zur Bolſchewiſierung Deutſchlands ver-
breiten.

Ein Schwindel ſchlägt den andern tot, und noch iſt
das Gelächter über den Reinfall der „Magdeburgiſchen
Zeitung“ und deren getreue Nachäffer, „Hall. Allg. Ztg.“,
„Halleſche Zeitung“ uſw., nicht verhallt, da tauchen neue
Schwindelmeldungen auf.

Da es Spſiphusarbeit wäre, wenn man verſuchen
wollte, alle ſich über Deutſchland in unermeßlicher Fülle
ergießenden Schwindelmeldungen zu widerlegen, geben
wir nur einen Muſterbericht wieder, der aus der gleichen
Quelle ſtammt wie das „Geheimabkommen“ von Memel.

Der Bericht hat deshalb für uns ein Jntereſſe, weil
er Halle ſozuſagen als A. O. K. der roten Armee kenn-zeichnet. Wir entnehmen ihm folgendes:

Genanue Stärke der Roten Armee am 25. Juli.
Das ruſſiſche Hauptquartier hat eine Aufſtellung der Truppe

der Roten Armee in Deutſchland am 15. li verlangt und am
25. Juli hat die Truppe den Stärkenachweis eingereicht, der am
9. Juli mit dem Rote-Armee-Kurier Fritzi dem Ruſſen Katſcheff
iberreicht wurde, der in der gleichen Nacht abgefahren iſt.

Erläuterung: 1. Sämmtliche Gewehre ſind Modell 98 (Deut-
ſches Fabrikat): 2. die genannten Namen ſind jedesmal der mili-
täriſche und der Zivilführer, die Führer der Ober- und Unter-
kommandos von der 4. bis 7. Armee ſtammen aus dem Stabe der
Roten Armee und haben ſich ſchon alle auf ihre Poſten begeben:
3. Freiherr von Richthofen iſt als militäriſcher Leiter in Halle
geblieben. während Leutnant v. Brinken die techniſche Truppe
(Pionier-Bataillon 4) übernimmt. Leutnant Lautenſchläger bleibt
als perſönlicher Adjutant des Freiherrn v. Richthofen in Halle.

e

lichen

Von den dem Stabe angehörenden Ruſſen bleiben Tſcherin,
Noſchje, Gorlavi und Tantjanow ebenfalls in Halle 4. außer
dieſen befinden ſich noch 7 von den alten Zugführern in Halle:
5. die Rote-Armee-Leitung hat noch 11 Funkenſtationen und 42
vollſtändige Feldbatteriekolonnen zur Verfügung, mehrere fahr-
bare Feld- und Blinkſtationen. Dieſe Sachen werden hier dann
den Armeegruppen zugeteilt, wenn dieſelben in Marſch geſetzt
werden.

Es folgen dann weitere Angaben über die Zu-
ſammenſetzung des Stabes in Halle und über die Stärke
von neun Armeegruppen, nämlich in Halle, Berlin,
Hamburg, Braunſchweig, Breslau, Schneidemühl,
Plauen, Erfurt und Nürnberg. Die Stärkenachweiſung
an Armeegruppe 1 Halle lautet:

1. Stab in Halle:
50 Führer mit Piſtolen verſehen; 65 Schreiber, Ordonnanzen

und Kuriere ebenfalls mit Piſtolen verſehen. Bagage: 1 Feld-
fuſta, 3 Bagaggewagen, 1 Küche.

Armeegruppe I.
Oberkommando Halle.
Unterkommando Leipzig: Major von Tegelin.
Franz Nackuſch für Halle.
Leutnant Finke, Artilleriekommandeur für Leipzig.
Geſamtſtärke: Unteroffiziere und Mannſchaften 53 221 Mann,

zingeteilt in 212 Kompagnien zu 250 Mann, 1 Sammelkompagnie,
354 Maſchinengewehre, 70 Flammenwerfer, 1 gemiſchte Batterie,
zeſtehend aus 4 Geſchützen (2 zu 7,5, 1 zu 12, 1 zu 15 Langrohr).
;20 Bagagewagen. Jeder Mann hat Gewehr, Seitengewehr,
1 Handgranaten, 52 Minenwerfer, Munition pro Mann 60 Schuß.,
SS-Patronen, jedes Maſchinengewehr 5 Gurte zu 250 Schuß,
Flammenwerfer 4 Gebläſe, 80 Sprenggranaten zu 7.5, A4pſt. zu
23,5, (0 zu 15 Zentimeter, 200 Minen.

Nach dem gleichen Muſter ſind die Nachweiſungen für
die übrigen Oberkommandos ausgefertigt, ſo daß ſich
eine Geſamtſtärke der Roten Armee von 484 293 Mann,
14 235 Maſchinengewehren und die entſprechende Anzahl
von Minenwerfern, Flammenwerfern, Geſchützen und
Munition uſw. ergibt!

Es iſt einwandfrei feſt geſtellt,

du Se Müscen Von

vergeſterltund andie bekannten Zentral r Berlin,dieſer wert cht in Magdeourg
e

aber auch an Behörden weitergegeben
wurde er iſt auf dem gleichen Papier wie der Geheim-
bericht der Magdeburger Zeitung“ mit Schreibmaſchine
hergeſtellt und hat weder einen Kopf noch eine
Unterſchrift genau wie der Geheim-be richt.

Ueber die anderen Spitzelberichte ſind an den zu-
ſtändigen Stellen Erkundigungen eingezogen worden.
Wir erhalten darüber von der Preſſeſtelle des Ober
präſidenten folgenden Bericht:

Nach eingezogenen Erkundigungen ermächtigte der Obervpräſi
dent von Oſtpreußen, Siehr, die Preſſeſtelle des Oberpräſidiums
Magdeburg zur Abgabe folgender Erklärung: Die Behauptung
der Königsberger Allgemeinen Zeitung“ vöm 28. Juli, daß ihre
Berichte, welche eine Zuſammenkunft unabhängiger und bolſche-
wiſtiſcher Führer über einen eventuellen Einmarſch der roten ruſſi
ſchen Armee betreffen, von zuſtändiger Stelle herrühren,
entſpricht nicht den Tatſachen. ne derartige Mitteilung wurde
vom Oberpräſidenten von Königsberg nicht berausgegeben, da die
z angeſtellten Ermittelungen irgendwelche Anhaltspunkte für
as enden einer Unterredung der bezeichneten Art nicht er

geben en.
Ob die „Rote Geſpenſter“-Preſſe à la „Hall. Allgem.

Ztg.“, „Hall. Ztg.“ uſw., nun endlich ihren gründlichen
Reinfall erkennen wird? Wir glauben es nicht, denn
dort gibt es kein Erwachen.
Wornung vor Teilnahme an Vanden-Felddiebſtählen.

Das Landratsamt des Saalkreiſes teilt uns mit:
Jn Teilen des Saalkreiſes haben in der gegenwärti-

gen Erntezeit die Banden-Felddiebſtähle einen Umfang
und einen Charakter angenommen, die volkswirt-
ſchaftlich eine ganz empfindliche Schädigung und Er-
ſchwerung der Volksernährung verurſachen und ſtraf-rechtlich nicht mehr unter Ken Begriff des einfachen
Felddiebſtahls fallen, ſondern die Kennzeichen der mit
ſchwerſten Gefängnis- und Zuchthanusſtrafen bedrohten
Handlungen an ſich tragen.

Banden bis zu fünfzig, hundert Perſonen ziehen
unter Führung bewaffneter Männer auf ein abznu-
erntendes Feld. Es werden Poſten ausgeſtellt, die auf
dieſenigen ſcharfe Schüſſe abgeben, welche das Grund-
ſtück vor unberechtigten Eingriffen ſchützen wollen.Dann werden die Aehren abgeſchnilten oder auch mit den

Halmen abgemäht und die Beute wird fortgetragen oder
fortgefahren. Abgeſehen davon, daß derartige Räube-
reien den Beſitzern der Feldgrundſtücke beträchtliche
materielle Verluſte bringen, wird bei dem Abſchneiden
der Aehren ſo unvernünftig gehauſt, daß mindeſtens
ebenſoviel Brotkorn zerſtampft und ſonſt verwüſtet wie
geſtohlen wird.

Es muß ſelbſtverſtändlich gegen eine Verwilderung
und Verwirrung der Rechtsbegriffe, wie ſie im Auf-
treten ſolcher organiſierter Diebesbanden zum Ausdruck
gelangt, mit allen geſetzlichen Mitteln vorgegangen wer-
den. Und es kann nicht ausbleiben, daß es dabei nicht
nur zu zahlreichen Verhaftungen, ſondern auch zu Blut-
vergießen kommt. Jch mache deshalb alle Einwohner des
Saalkreiſes auf die ſehr ernſten Folgen aufmerkſam,
die das unbeſonnene und rechtswidrige Auftreten bei
Felddiebſtählen zweifellos nach ſich ziehen wird.

Reichskonferenz der Arbeitsinvaliden.
Der Zentralverband der Arbeitsinvaliden und andere Zivil-

invaliden-Organiſationen traten am 24. Juli in Eſſen zu einer
Reichskonferenz zuſammen, an der über 100 Delegierte aus dem
ganzen Reiche teilnahmen. Nach Referaten des Verbandsvor-
ſitzenden Lüneburg (Frankfurt a. M.), der Stadtverordneten
Balſer (Elberfeld), Heermann (Duisburg) und Subke
(Berlin) wurde die Einheitsorganiſation unter dem
Namen „Zentralverband der Jnvaliden und Witwen Deutſch
lands“ gegründet. Dieſer Verband ſoll alle nicht kriegsbe-
ſchädigten Jnvaliden Deutſchlands und deren Hinterbliebene
umfaſſen und zählt zurzeit rund 60 000 Mitglieder.

Die Richtlinien des neuen Verbandes wurden feſtgelegt; mit
allen Kräften ſoll die wirtſchaftliche Sicherſtellung
der Jnvaliden und Witwen angeſtrebt werden. Die Armenpflege
wird angeſichts der unbeſchreiblichen Not, in der ſich dieſe Krei
befinden, als völlig unzureichend und dazu kränkend und belei-
digend für die Fürſorgeberechtigten angeſehen. Soziale
Hilfseinrichtungen in ähnlichem Aufbau wie die der
Kriegsbeſchädigtenfürſorge werden auch für die Arbeitsinva-
liden und deren Hinterbliebenen gefordert, dazu Ausbau der
Sozialverſicherung. Gegen den Ausſchluß der Arbeitsinvaliden
und Arbeitsveteranen aus der Erwerbsloſenfürſorge auf Grund
des S 6a wurde lebhafter Proteſt erhoben. Man bedauerte, daß
noch weite Kreiſe der Bevölkerung, auch die Reichsregierung, ſo
wenig Verſtändnis für die Wünſche und die Rot der Arbeits-
invaliden haben.

Als Verbandsvorſitzende wurden Lüneburg Frankfurt am
Main) und Steffes (Hamborn) gewählt. Bis zur endgültigen
Ueberſiedlung nach Berlin wurde Frankfurt a. M. als Verbands
ſitz beſtimmt. Alle Anfragen und Anmeldungen ſind an den Ver
bandsvorſitzenden Johs. Lüneburg, Frankfurt a. M., Saalgaſſe 33,
Zimmer 5s, zu richten.

Wittenberg. Raub von Lohngeldern. Vier mas-
kierte Wegelagerer überfielen zwei Angeſtellte der Bergwitzer
Braunkohlenwerke und raubten unter Bedrohung mit dem
Revolver, die für das Werk beſtimmten Lohngelder in Höhe von
150 000 M.

Sandersleben. Er ſchoſſen. Jn der Sonnabendnacht kam
es gelegentlich kines größeren Felddiebſtahls in hieſiger Flur zu
einer Schießerei, in deren Verlauf der Former Fritz Roſt von hier
durch einen Bauchſchuß tödlich verletzt wurde.

Großthiemig. Die Schieberplage. Uns wird geſchrie-
ben: Jn unſerem Orte „arbeitet“ ſchon ſeit Tagen ein
Schieber aus Großenhain, deſſen Namen wir auf Verlangen gern
bekannt geben würden. Der Landjäger ſcheint von der Anweſen-
heit dieſes Ehrenmannes von der Schieberzunft noch keine Ahnung
u haben, und doch wäre es wünſchenswert, daß dieſem ſauberen
Herrn endlich einmal vas Handwerk gelegt wird. ährend des
letzten Winters „arbeitete* der Schieber ebenfalls in unſerem
Orte. Damals „tauſchte“ er die ſonſt nirgends aufzutreibende
Hefe gegen Butter um. Diesmal „ve ft“ er „Auslandszucker“.
Bezahlung muß ebenfalls wieder in Butter erfolgen. Taxe iſt:
1 Pfd. Zucker für Pfd. Butter. Außerdem halten ſich im Orte
noch zwei EngrosSchieber aus Dresden auf, die für das Pfund
Butter 30 Mk. und mehr bieten. Auch deren Namen würden wir
auf Verlangen nennen. Hoffentlich werden wir hier bald von
dieſen Paraſiten befreit.

letzten

daß Schildau. Mi h AmSonntag fand unſere Monatsverſammlung beim Gen. Karl Schu-

dass dieser Scheinfriede keine
Dauer hat. Lesen Sie Stampfer:
„Von Versailles zum Prieden“
(Preis 4 MK. u. 20 Aufschlag,
Buchhandl. Volksstimme, Gr. Ul-
richstr. 20. dann wird es Ihnen Klar

lkenberg ſtattgefundene Un
mann ſtatt. Gen. Giede erſtattete den Bericht m

orgauLiebenwerda, welcher von den reich b irry
noſſen mit regem Jntereſſe angehört w nckngeſſes den ver t zur See i der Abſtimmung wurden
dort gefaßten Beſchlüſſe einſtimmig angenommen. Es wurde wei
beſchloſſen das Sommervergnügen am 7. Auguſt beim Gaſt

ebereck aWeh eines Delegierten zum Parteitag wurde der Gen. O

Dietrich-Falkenberg einſtimmig gewählt.
A=”

M Alet Vell.
Ein menſchlicher „Straußenmagen“. Menſchen mit „Strauf

wagen“ werden häufiger beobachtet, die Nägel, Nadeln oder
dere Dinge, die durchaus nicht in den Magen hineingehören. o
merkliche Schädigung verſchluckt haben. Der erſtaunlichſte Je
dieſer Art wurde von den beiden engliſchen Aerzten Vandet
und Wills feſtgeſtellt. Sie hatten eine Patientin, die im Ah
von 23 Jahren in das Jrrenhaus gebracht werden u
nach ſieben Jahren dort ſtarb. Man hatte während dieſer e
keine Störung ihres Magens beobachtet, hatte auch nie geſehe
daß ſie etwa Nägel oder tecknadeln verſchluckt hätte. Nach ihre
Tode zeigte ſich nach der Leichenöffnung aber, daß ſie gerade
unheimliche Mengen von eiſernen Gegenſtänden verſchluckt hat
die alle im Magen liegengeblieben waren. Man fand dort
i Ausbeutelung, die ſich gebildet hatte, nicht weniger al100 e Nägel, und andere Metallgeger

ſtände, die zuſammen über 2000 Gramm wogen. Einige ſpis
Gegenſtände hatten auch die Magenwand durchbohrt. r j
doch hier eingekapſelt, ſo daß auch ſie das Leben der Geiſteskranie
nicht weiter gefährdeten.

Gewerſſchaftſiches.

Die Ausbildung der Vetriebsrüte.
Das Betriebsrätegeſetz iſt nach den heftigſte,

Kämpfen in Parlament, Parteien, Gewerkſchaften, Ar
beitsgemeinſchaften uſw. endlich in Kraft getreten, d
Betriebsräte ſind gewählt und ſollen nun ar iten. Ur
ſie arbeiten ja auch: ich bin überzeugt, jeder nach beſte
Wiſſen und Können. Aber hier liegt der Haſe im Pfeffer
Was können die Betriebsräte? Sind ſtie tatſächlie
imſtande, ihrer Aufgabe gerecht zu werden Um das z
erkennen, muß man ſich klar werden, welche Aufgabe
die Betriebsräte allgemein im Intereſſe der Arbeiter
ſchaft zu erfüllen haben.t Sie Betriebsräte ſollen doch wohl (wie auch di
linksorientierte Arbeiterſchaft wünſcht) die Führet
ſein in dem großen Kampf zwiſchen Kapital und Arbeit
der jetzt auch tatſächlich immer ſchärfer entbrennt und de
letzten Endes zur Ueberwindung der kapitaliſtiſchen un
Einführung der ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsform führer
ſoll. Zwar wird man die Betriebsräte nur als Unter
führer bezeichnen können, aber es iſt bei dieſem Rieſen
kampf doch unbedingt notwendig, daß auch die Unter
führer genügend ausgebildet und mit dem nötigen Rüft
zeug verſehen ſind.

Es iſt das große Elend der Betriebsräte und damt
der Geſamtarbeiterſchaft, daß von den maßgebenden
Jnſtanzen dieſer Notwendigkeit bis jetzt enJ getragen s S Vohl

S.endem Maße Rechnung Vtte der Vollzugsrat der S. P. D. und D. P. zu Anfan
dieſes Jahres damit begonnen und eine Schule einge
richtet, die auch viel Erfolg gezeitigt hat, aber dann hörten
die Kurſe plötzlich auf.

Was ſieht man jetzt ſtatt deſſen? Seit über dri
Monaten tobt ein zäher und hartnäckiger Kampf meiſt
unter der Oberfläche über die richtige und allein ſelig-
machende Organiſation der Betriebsräte. Mannig-
faltig iſt das Feldgeſchrei: Hie Betriebsräteſekretariat
S. P. D., hie Gewerkſchaftskommiſſfion, hie Betriebsräte-
zentrale Münzſtraße, und ebenſo d eie iſt das er
ſtrebte Ziel: wirtſchaftliche Betriebsräte, Betriebsräte-
mit politiſchem Einfluß und ſchließlich „unverfälſchtes
Räteſyſtem. Und bei alledem wird das Wichtigſte ver

geſſen, nämlich die Betriebsräte für den
eigentlichen Zwechihres Daſeins zu
eigneten Streitern auszubilden. Auch hiertobt ſich wieder der Hauptfehler der Deutſchen aus, die
Organiſationswut. Jn den vielen Verſammlungen
die in den letzten Wochen und Monaten für die Betriebs
räte einberufen worden ſind, war das Thema ſtets die
Organiſationsfrage und vor allen Dingen das
Wichtigſte die Streitigkeiten über den Einfluß dieſer oder
jener Richtung, Abgrenzung der einzelnen Jnduſtrie-uppen, Verhältnis der Zahl der Arbeiter- und Ange-

telltenvertreter und ſo fort. Das ſind ſicher alles Fragen
von ungeheurer Bedeutung, aber der Kernpunkt wurde
dabei immer wieder vergeſſen, nämlich die Ausrüſtung
der Betriebsräte mit dem unbedingt nötigen Wiſſen.

Darum iſt die allerdringenſte Aufgabe der Gewerk-
ſchaftskommiſſion, für die Betriebsräte endlich einmal
etwas Poſitives zu leiſten und ſo ſchnell als möglich
Schulen und Kurſe zur Ausbildung der Betriebsräte
einzurichten und die Organiſations- und Kompetenz-
ſtreitigkeiten als Fragen ſekundärer Natur zu behandeln.Sonſt wird die Kraft der Gewerkſchaftsführer ſowohl
als auch die der Betriebsräte mit dieſen kleinlichen
Streitigkeiten unnütz aufgerieben und durch die ewig
dauernden Streitereien auch die Kampfesfrenudigkeit ver
Arbeiterſchaft allgemein geſchwächt, denn ein Ende dieſer
kleinlichen Zänkereien iſt augenblicklich noch gar nicht zu
erkennen. Derweilen rüſtet ſich das Unter-
nehmertum immer mehr, raubt uns allmählich eine
Poſition nach der andern und macht den Betriebsräten
den Kampf faſt zur Unmöglichkeit.

Dieſe Mahnung richtet ſich natürlich in erſter Linie
an die Vertreter der Arbeiterſchaft in der Gewerkſchafts-
kommiſſion, denn die Afa hat die Notwendigkeit der
Ausbildung der Betriebsräte längſt erkannt und handelt
auch nach dieſer Erkenntnis.

Sollte aber die Gewerkſchaftskommiſſion verſagen,
ſo erwächſt unſerer Partei, in dieſem Falle der Bezirk
organiſation Groß-Berlin, die Pflicht, die am Schluß
der Frühjahrskurſe den Teilnehmern verſprochene Wei
terführung der Kurſe durchzuführen.
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